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Editorial 


Wir müssen diesmal eine Reihe von Technix klären, unter anderem die leidigen 
Geldfragen. Wir haben, offen gesagt, Probleme mit einem gewissen Teil unserer 
Abonnenten besonders in der ehemaligen DDR, die auf unsere Zahlungsaufforde- 
rung entweder nicht reagieren oder aber uns gar vorwerfen, daß wir geldgierig sind. 
Ob diese Argumentation irgendwie ernsthaft beantwortet werden soll, ist uns nicht 
richtig klar. Drucken hat zu allen Zeiten Geld gekostet und wir haben keine reichen 
Sponsoren oder Konzerne im Hintergrund. 34 Mark im Jahr sind wirklich nicht all- 
zuviel, wenn man nicht Rentner, Schüler oder Sozialhilfeempfänger ist, und in 
Zukunft werden wir Nichtzahler unbarmherzig aus der Datei rauswerfen. 

Auch ansonsten gibt es Probleme mit Abonnenten. Es gibt Fälle, in denen 
die Besteller unleserlich sind, letztens sogar einen Abonnent aus Schwedt, der eine 
völlig unausgefüllte Abokarte schickte. Bitte schreibt leserlich, in Blockschrift oder 
mit Schreibmaschine. Ein Problem sind auch neue Straßen- z.T. sogar neue Ortsna- 
men. Da wir nicht immer mit der Gutwilligkeit der Post rechnen können, schreibt 
uns bitte, wenn beispielsweise Eure Heinz-Hoffmann-Straße in Kaiser-Wilhelm- 
Straße umbenannt wird. Wichtig ist auch, daß Ihr vor Eurem Ortsnamen vermerkt, 
ob ihr im Osten oder Westen unseres schönen Vaterlands wohnt, denn die Wieder- 
vereinigung der Post hat sich noch nicht ereignet. 

Apropos Post wäre noch zu bemerken, daß trotz ständig wachsenden 
Selbstlobs dieser Verein noch immer nicht richtig funktioniert. Postwege und Zah- 
lungswege sind in manchen Fällen noch immer sehr lang, oft bis zu vier Wochen. 
Dadurch können sich in einzelnen Fällen Mitteilungen von uns und von Euch über- 
schneiden. Wenn Ihr uns zeitlich ganz zuverlässig Mitteilung machen wollte (ca. 2 
Tage), Könnt Ihr uns über eine Mail-Box im Zerberus-Netz unter “telegraph@peri- 
cont.zer” erreichen. Das gleiche gilt natürlich auch für Texte. 

Zum Heft ist eigentlich nichts hinzuzufügen, außer, daß wir hoffen, daß es 
Euch gefällt. Mit besten Urlaubswünschen! 


Redaktion telegraph 


Bildnachweis: 


Foto auf S. 5 von Siegbert Schefke, auf S. 11 von Frank Feiertag, auf S. 14 aus dem 
Container, auf S. 17 AJZ, auf S. 19 aus "Radio von Unten" 


Karrikaturen auf S. 7 und 32 von Molti, Grafik auf S. 37 von Th.Th. Heine, S. 27 
aus "Processed World" 
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Ost-Grüne lernen Marktwirtschaft 
Finanzierten Funktionäre der Grünen Partei sich selbst? 


Uber den Parteitag vom 27. bis 29. 
April in Neumünster berichteten viele 
- nur wenig war über ein Geschehen 
am Rande zu erfahren: Als Christine 
Weiske, früheres Mitglied des Vor- 
standes der Ostgrünen, sich um die 
Kandidatur für den Hauptvorstand der 
Grünen bewarb, beantragten die 
Thüringer Grünen, sie solle sich zum 
Finanzskandal der DDR-Grünen 
äußern. Christine Weiske wollte von 
nichts wissen. Der frühere Schatzmei- 
ster Vogel erklärte, die Angelegenheit 
sei noch in Prüfung. 

Inzwischen ist an den Kölner Bun- 
desparteitag der Grünen ein “Vorläu- 
figer Abschlußbericht” abgeliefert 
worden, der vorsichtig und ohne 
Namen zu nennen,.ein merkwürdiges 
Licht auf das Finanzgebaren der 
DDR-Grünen wirft. 

Vom damaligen Finanzverant- 
wortlichen der Ost-Grünen seien die 
Unterlagen zunächst gar nicht, dann 
unvollständig ausgeliefert worden. Im 
Bericht der Prüfungskommission 
heißt es, daß von einer “systemati- 
schen Veruntreuung und Bereiche- 
rung nicht ausgegangen werden 
könne”. Allerdings erschienen einige 
Vorfälle “politisch fragwürdig”. 
Genannt wird ein Kredit von 250.000 
Mark an eine ungenannte Privatper- 
son im Frühjahr 1990. Nach der 
Währungsunion blieben 125.000 DM 
übrig, komischerweise wurden an den 
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Kreditgeber nur 25.000 DM zurückü- 
berwiesen. Zwielichtig ist die 
Beschaffung und Installation von Fax- 
geräten, Transporte und Servicelei- 
stungen sowie der Papierlieferungen, 
die alle über eine einzige Person 
gelaufen seien, die im Bericht nicht 
genannt wird. Hier wurde eine Sam- 
melrechnung . von 132.400 DM 
bezahlt, aber 4 MierBlatt völlig über- 
teuert gekauftes Papier (16,53 
DM/500 Blatt) sind nie geliefert wor- 
den. Ins Gerede gekommen ist auch 
die Anschaffung von 15 Modems 
(Telefon-Computer-Adapter) für ein 
Mail-Box-Netz zwischen den 
Geschäftsstellen der DDR Grünen - 
zum Stückpreis von 3630 DM ein teu- 
rer Spaß, der übrigens den meisten 
Länderbüros wider Willen aufge- 
zwungen wurde und jetzt meist unbe- 
nutzt in der Ecke steht. Zudem wird 
die obskure “Computerfirma” HaBe- 
We, die einen Installations- und War- 
tungsvertrag für Computer und 
Modems hat, genannt, die ıhren Ver- 
pflichtungen nur sehr unvollständig 
nachkommt. Kritisiert wird außerdem, 
daß der jetzige Mail-Box-Verwalter 
ein ehemaliger Mitarbeiter der Haupt- 
geschäftsstelle und der genannten 
HaBeWe ist. 

Dieser personelle Zusammenhang 
ist nicht der einzige und je mehr der 
geneigte Leser von dieser Geschichte 
aus dem wilden Osten kennenlernt, 
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desto mehr werden ihm die Mechanis- 
men der sozialen Marktwirtschaft und 
unserer Parteiendemokratie einleuch- 
ten. Im vorigen Jahr fand der Skandal 
einen ersten spektakulären Höhe- 
punkt, als die Thüringer Grünen an 
die Berliner Hauptgeschäftsstelle 
einen Fax schickten, in dem sie den 
Geschäftsführer Marso Hamel der 
Veruntreuung von Parteigeldern 
beschuldigten. 

Mario Hamel tauchte 1986 im 
Bereich der Berliner Friedenskreise 
auf und war zunächst im Umweltkreis 
von Eppelmanns Samaritergemeinde. 
Anfang 1988 gehörte er zu den Mitbe- 
gründern des Grün-Ökologischen 
Netzwerks “arche” und war auch bei 


der Gründung der Grünen Partei der 
DDR im November 1989 dabei. Er 
nannte sich, ohne dazu ernannt zu 
sein, “Hauptgeschäftsführer” und 
hielt bis zum 1. Parteitag der DDR- 
Grünen praktisch alle Fäden der Ost- 
berliner Hauptgeschäftsstelle in der 
Hand. Das blieb auch so, nachdem ihn 
der 1. Parteitag zum finanzpolitischen 
Sprecher degradierte. Auch nach der 
Stabilisierung des neuen Vorstandes 
konnte er jederzeit sein Veto einlegen 
und praktisch jede Finanzentschei- 
dung durch sein Dreinreden bestim- 
men. 

Sein besonderer Spezi im Vor- 
stand war H. G. Schramm, den Hamel 
schon aus der gemeinsamen Vergan- 
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Hamel und Beyermann vor dem Umbruch als Mitglieder der Arche 
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genheit in Halle kannte. Schramm war 
ebenfalls Mitbegründer der Grünen 
Partei, ab dem 1. Parteitag der Grünen 
Vorstandsmitglied und 2. Spitzenkan- 
didat der Grünen für den Bundestag. 
Leider brach seine Kariere apruppt ab, 
da er wegen erwiesener Spitzeltätig- 
keit für das Ministerium für Staatssi- 
cherheit Amt und Kandidatur nieder- 
legen mußte. Nach Halle zurückge- 
kehrt, blieb Schramm bei den Grünen, 
die sich aber wegen seiner Stasitätig- 
keit aufsplitterten, sodaß Schramm 
zur Zeit mit ein paar treuen Anhän- 
gern, die “grüne Politik” in Halle 
macht. 

Das war nıcht der einzige Freund 
und Geschäftspartner von Hamel. 
Schon frühzeitig hatte er sympathi- 
sche Beziehungen zu Uwe Liehr, der 
in der Hauptgeschäftsstelle der Grü- 
nen Liga im gleichen Haus der Demo- 
kratie als Computerspezialist galt. Ins- 
besondere versuchte Liehr die Grünen 
Liga von der Idee einer Verbindung 
der Geschäftsstellen durch ein Mail- 
Box-Netz zu überzeugen. Liehr kann 
in dieser Hinsicht als wirklicher Spe- 
zialist gelten, weil er der Exklusiv- 
Vertreter einer amerikanischen Com- 
puterfirma für die DDR war, die haar- 
genau die besonders teuren Modems 
verkaufte, die für das marode DDR- 
Telefonnetz geeignet erschienen. 

Leider hatte der Modem-Vertreter 
bei der Grünen Liga Pech, aber im 
Verein mit Hamel gelang es ihm, den 
Vorstand der Grünen Partei zu 
bequatschen und per Vorstandsbe- 


schluß mußten die Geschäftsstellen 
die Modems übernehmen, ob sıe woll- 
ten oder nicht. Als Liehr dann im Maı 
1990 von der Grünen Liga entlassen 
wurde, war seine Anstellung bei den 
Grünen kein Problem mehr. 

Als dritter im Bunde muß Wolf- 
gang Chmiehl gelten, seines Zeichens 
der Ostberliner Vertreter der Kopier- 
erfirma LIERCH in Marburg. Das war 
jener im oben zitierten Prüfungsbe- 
richt der Grünen genannte alleinige 
Herr, der von Kopierer, Faxgeräten 
und Druckmaschinen bis hin zu 
Transport und Papier in selbstloser 
Weise, wenn auch etwas überteuert, 
die DDR-Grünen belieferte. Der Fır- 
menchef der Firma LIERCH verklagt 
nun Chmiehl auf Untreue, da dieser 
erwirtschaftete Gelder in die eigene 
Tasche gesteckt hätte, ohne den Fir- 
menchef zu beteiligen. 

Außerhalb der Grünen gründeten 
die genannten Herren noch ein ande- 
res starkes Bündnis, die schon 
genannte HaBeWe - “HAmelBEyer- 
mannWEtzl”. Offiziell ist diese Firma 
erst am 1. Januar 1991 gegründet wor- 
den, inoffiziell übt sie ihre segensrei- 
che Tätigkeit bereits etwa seit Mitte 
1990 in beinahe unauflösbarer Ver- 
zahnung mit der Verwaltung der 
DDR-Grünen aus. Das heißt freilich 
nicht, daß sie sich auf diese Geschäfte 
beschränkte. Begonnen hat die Fir- 
mengeschichte mit der Verramschung 
des Inventars und Autos der Botschaft 
der DDR in Schweden. Der Daddy 
eines der Firmengründer, Wetzl, war 
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nämlich Botschafter. 

Auch ansonsten ist die HaBeWe 
durchaus nicht nur eine Computerfir- 
ma, wie die Rechnungsprüfer der 
Grünen glauben möchten, sondern 
beschäftigt sich mit dem Kauf und 
Verkauf von allem, von Grundstücken 
bis zum versuchten Verkauf von Tele- 
fonanschlüssen. Dem Vernehmen 
nach ist der Mitbegründer Wetzl mitt- 
lerweile ausgeschieden, weil ihm die 
Geschäfte allzu heiß wurden. Außer 
Hamel finden wir in der HaBeWe 
aber natürlich Uwe Lier und den 
besagten H.G. Schramm. Der nutzte 
seine Stellung bei den Hallenser Grü- 
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nen aus, um am 20. 11. 1990 der Hal- 
lenser HaBeWe-Niederlassung in 
Halle, die sich in den Räumen der 
Grünen (Leninallee 34) befindet, 
diverse Grundtechnik (Telefon, Fax, 
Computer und Kopierer) zu sichern. 
Ohne Vorstandsbeschluß der Grünen 
kassierte Schramm am 05. 12. 1990 
aus dem zu verteilenden Inventar der 
Hauptgeschäftsstelle jeweils einen 
Laserdrucker, Computer, Kopierer, 
PKW Golf sowie eine Vorfinanzie- 
rung (Abfindung?) von 6.000 DM aus 
grünen Geldern. H. G. Schramm tritt 
jetzt als Vertreter für Computer und 
Modems auf, zeigt aber auch großes 
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Interesse für gebrauchte KfZ und 
Immobilien. Andere Mitglieder der 
HaBeWe sind Lutz Beyermann und 
der ehemalige Pressesprecher der 
DDR-Grünen, Gerhard Bächer. Dazu 
hatte sich Letzterer freilich selbst 
ernannt, nachdem der 2. Parteitag der 
Grünen im September 1990 die 
Ernennung eines Pressesprechers 
schlicht vergessen hatte. Beyermann, 
Anwalt der Firma HaBeWe, klagt 
gerade gegen jeden der sich findet, 
wegen Verleumdung - wir nehmen an, 
daß es jetzt auch uns erwischt. Eine 
nette Freizeitbeschäftigung! 

Nachdem die HaBeWe ihre 
“Geschäftsräume” im Berliner Haus 
der Demokratie aufgeben mußten, sie- 
delten sie in die Voltairestr. 1 über. 

Das alles hätte, gesponsert von 
den Mitgliedsbeiträgen der DDR-Grü- 
nen bis in alle Ewigkeiten so weiter- 
gehen können, wenn Mario Hamel 
Geschäftsführer geblieben wäre. 
Noch zum 2. Parteitag der Grünen im 
September 1990 blieb Hamel dank 
guter Freunde ein Geschäftsbericht 
erspart. Er sei, erklärte er, völlig über- 
lastet und könne dies einfach nicht 
schaffen. Auch die Übergabe der 
Geschäfte an die Westgrünen nahm er 
eher von der heiteren Seite. Dem 
angereisten Schatzmeister Vogel 
übergab er im Februar bare 94.288,75 
DM und sonst nichts. 

Nach mehrmaliger Aufforderung 
schickte Hamel den Grünen schließ- 
lich die Geschäftsbücher. Gewissen- 
haft, wie Hamel nun mal war, hatte er 
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sogar doppelte Buchführung betrie- 
ben, rückte aber das 2. Exemplar nicht 
raus. Erst gegen eine Auslösesumme 
von 5.000 DM war er bereit, die 
Bücher vollständig den Grünen zur 
Prüfung zu übergeben. Eigentlich 
sollte doch, meinte er, die Überprü- 
fung der Finanzbücher überflüssig 
sein, da erst im Dezember 1990 ein 
Wirtschaftsprüfer (Gehalt ca. 40 000 
DM) ohne Beanstandung Einsicht in 
die Bücher genommen hatte. 

Stück für Stück kommen jetzt 
unvollständige Unterlagen beim Bun- 
desvorstand der Grünen in Bonn an, 
wobei selbst der gemäßigte Bericht 
der Prüfungskommission zugibt, daß 
das “immer neue Hervorzaubern von 
Unterlagen” den Eindruck “finanziel- 
ler Unregelmäßigkeiten” hervorrufen 
könnte. S. 


Per pedes statt 


Mercedes 
Hüttendorf auf geplanter 
Teststrecke ab 4. Juli 
Der Konzern plant bei Papen- 
burg den Bau einer riesigen 
Teststrecke. Ein neues Kapi- 


tel des Autowahns. Die rotgrü- 


ne Regierung in Niedersach- 
sen muß von ihren eigenen 
Wählern soweit unter Druck 
gesetzt werden, daß sie das 
Projekt verhindert. Wir beset- 
zen das Baugelände, errichten 
ein Hüttendorf und zeigen wie 
alternatives Leben aussehen 
kann! Infos: 04931/167077 
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Aus Thüringer Kirchenkreisen erhielten wir folgenden Artikel: 
Keine billige Gnade! 


Staatssicherheitsstrukturen in der Thüringer Kirche 


Manches wurde mittlerweile über 
die Stasistrukturen bekannt, fast 
nichts über die Tätigkeit der Staatssi- 
cherheit innerhalb der Evangelischen 
Kirchen der DDR. Die Kirchendatei- 
en wurden von Schwanitz und Genos- 
sen in Berlin zuerst und mit großer 
Gründlichkeit vernichtet. Funde wie 
de Maiziere-Czerny und Schnur-Tor- 
sten gelangen nur per Zufall, obwohl 
die Findmittel vernichtet waren. Und 
gelegentlich taucht einmal dieser und 
jener neue Kandidat auf, wie jetzt der 
sächsische Staatssekretär Nollau, der 
unter dem Decknamen Dieter Stoll 
Bundes- und Landessynode bespitzel- 
te. Neuerdings erzählte ein Stasimann 
dem Evangelischen Pressedienst, daß 
innerhalb leitender Positionen der 
Evangelischen Kirchen der DDR 106 
Stasimitarbeiter ihren Dienst taten. 

Die Thüringer Kirche stand dabei 
bisher am meisten im Gerede, was 
sicher einerseits darauf zurückzu- 
führen ist, daß dort engagierte Aktivi- 
sten besonders hartnäckig an der Auf- 
klärung arbeiteten. Zum anderen 
wurde die Thüringer Kirche wegen 
der zahlreichen Emanzipationsgrup- 
pen der Offenen Arbeit, die dort seit 
den siebziger Jahren unter der Prote- 
gie kritischer Pfarrer entstanden, zum 
bevorzugten Ziel der Staatssicherheit. 

Unter einfachen Pfarrern war der 
Anteil von Inoffiziellen Mitarbeitern 
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der Staatssicherheit im Verhältnis 
nicht besonders groß. Bisher sind in 
Thüringen etwa 10 bis 12 Pfarrer 
namentlich bekannt. In Jena beispiels- 
weise gibt es zwei Pfarrer, die mit der 
Stasi zusammenarbeiteten. Der eine 
ist Siegfried Nenke (IM Ernst Bron- 
ner), der seit 1962 19 Bände a 300 
Seiten Berichte diktiert hat. Er war 
auch bereit, “mobile Technik” zu tra- 
gen, also mit einem Mikrophon in den 
Altendorfer Friedenskreis zu gehen. 
Der Kapellendorfer Pfarrer Peter 
Franz (IM Johannes) gab im Auftrag 
der Staatssicherheit für die CFK 
(Christliche Friedenskonferenz - 
staatlich gelenkte Friedensorganisati- 
on) die Zeitschrift “frieda” heraus. 
Der Weimarer Diakon und Bezirks- 
tagsabgeordneter der CDU, Kerst, der 
später Pfarrer wurde (IM Goya), war 
in der Thüringer Kirche eine der 
umstrittensten Gestalten. Zeitweise 
wurde die thüringische Kirchenzei- 
tung “Glaube und Heimat” im Volks- 
mund “Glaube und Kerst” genannt. 
Abgesehen von den bekannten IM 
gibt es eine Reihe von Decknamen, 
die noch nicht identifiziert werden 
konnten. Insbesondere im Bereich des 
ehemaligen Bezirks Suhl ist bisher 
praktisch nichts aufgeklärt worden. 
Erheblich größer dürfte die Zahl 
unter den Mitgliedern der Gemeinde- 
kirchenräte und den Küstern sein. Die 


Staatssicherheit war aber nicht so sehr 
an der Durchdringung der Gemein- 
den, sondern mehr an der Einflußnah- 
me auf die Kirchenpolitik interessiert. 
Sie orientierte mehr darauf, sogenann- 
te “kirchenleitende Amtsträger”, 
Superintendenten, Oberkirchenräte 
und ähnlich entscheidende Personen 
zu werben. Zur Ehrenrettung muß 
gesagt werden, daß eine ganze Anzahl 
Kirchenmänner diese Werbungen 
unnachgiebig zurückwiesen. Nament- 
lich sind vier Superintendenten 
bekannt, bei denen auch jahrelange 
Bemühungen nichts bewirkten. 
Besonders stark waren die 
Bemühungen der Staatssicherheit um 
die thüringische Kirchenleitung. Zeit- 
weise hatten die von ihr angeworbe- 
nen Öberkirchenräte eindeutig die 
Mehrheit. Bei einigen Mitgliedern des 
Landeskirchrates geht die IM-Tätig- 
keit aus den Akten hervor. Natürlich 
hat die Staatssicherheit auch in 
Thüringen alles Mögliche versucht, 
um nach dem Zusammenbruch jeden 
Hinweis auf hochrangige Quellen zu 
vernichten. Aber da sie mit deutscher 
Gründlichkeit zahlreiche Registratu- 
ren führte, gibt es immer wieder Hin- 
weise. Über Oberkirchenrat Kirchner 
(IM Kramer, dann Franke, dann Hes- 
selbart) wurde fast alles vernichtet, 
dennoch fand sich ein Bericht über 
seine Amtseinführung in Eisenach, in 
dem schön sauber sein Name und der 
Deckname vermerkt sind. Da über 
jedes Mitglied des Landeskirchenrates 
Aufzeichnungen angelegt wurde, 


10 


bleibt das Auffällige das Gegenteil: 


daß jemand keine Akte hat. Eigentlich 
bleiben da nur 3 Personen, die nicht 
erfaßt sind, der Altbischof Brecklein, 
der ehemalige Gothaer Oberkirchen- 
rat Saft und Oberkirchenrat Schäfer. 
Letzterer konnte inzwischen per Indi- 
zien eindeutig als IM überführt wer- 
den. 
Viele Dinge werden aber nur 
durch Akteneinsicht verifiziert wer- 
den können. Ein Hinweis in der Find- 
mitteldatei auf eine IM-Akte bedeutet 
nicht automatisch, daß eine IM-Akte 
vorliegt. Ebenso kann es sich um eine 
Vorlaufakte handeln, dh. um die 
Überprüfung, ob jemand als IM 
geeignet sein könnte oder eine 
gescheiterte Werbung. Deshalb sind 
die zur Zeit grassierenden Gerüchte, 
daß der derzeitige Thüringer Landes- 
bischof und seinerzeitige Chef des 
Bundes der Evangelischen Kirchen 
der DDR, Leich, seit 1979 Inoffiziel- 
ler Mitarbeiter der Staatssicherheit 
gewesen sei, ohne nähere UÜberprü- 
fung nicht verantwortbar. 
Weniger ist bisher über den Ein- 
fluß auf die Synode bekannt. Die Auf- 
klärung dieser und anderer hochrangi- 
ger Spitzel in der Kirche wird gegen- 
wärtig von der Gauck-Behörde mehr 
behindert als gefördert. Sie sperrt die 
zentralen Dateien in der Berliner NOr- 
mannenstraße für den Zugang der 
Aufklärer, sodaß wieder einmal die 
Gefahr besteht, daß die kleinen, von 
den Bezirksverwaltungen erfaßten 
Spitzel gefaßt werden, die großen der 
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Hauptverwaltung aber mit einem 
blauen Auge davonkommen oder, wie 
vielerorts geschehen, von westlichen 
Geheimdiensten erpreßt werden und 
für diese weiter arbeiten. 

Zielstellung der “Kirchenpolitik” 
der Staatssicherheit war vor allem, das 
angeblich gute Verhältnis zwischen 
Staat und Kirche zu bewahren, also 
die Kirche vor den “feindlich negati- 
ven Kräften” zu schützen und die 
“progressiven Kräfte” zu unterstüt- 
zen. 

Deutlich ist das besonders stark 
bei Oberkirchenrat Mitzenheim (IM 
Hans Klinger), dem Sohn des frühe- 
ren Bischofs, der 1971 von der Stasi 
geworben wurde und Ende der achtzi- 
ger Jahre aus dem Kirchenamt ging. 
Dieser Oberkirchenrat bevorzugte 
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schon von seinem eigenen Denken her 
den sogenannten “Thüringer Weg”, 
das ersprießliche Verhältnis zwischen 
Kirche und Staat, das von Bischof 
Mitzenheim begründet wurde. Er war 
politisch und theologisch konservativ. 
Ihm wurde von der Staatssicherheit 
der Auftrag gegeben, die entstandene 
Offene Jugendarbeit zurückzudrän- 
gen. Dabei hatten eindeutig seine 
Stimme und die von Oberkirchenrat 
Sieber (IM Günther) und eines 
namentlich unbekannten hauptamtli- 
chen Mitarbeiter der Hauptabteilung 
XX/4 der Berliner Zentrale entschei- 
dendes Gewicht in der Kirchenlei- 
tung. 

Langfristig wurde auch die “Kade- 
rentwicklung”, nämlich die personelle 
Besetzung von Kirchenämtern, von 
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der Staatssicherheit gesteuert. Die nn Fuchs 


Stasi besaß offenbar genügend Ein- 
fluß, um die Entwicklung ihrer Inoffi- 
ziellen Mitarbeiter bis in Details zu 
planen. 1981 beispielsweise wurde 
ein Inoffizieller Mitarbeiter gewor- 
ben, der im Herbst 1983 das Theolo- 
giestudium aufnahm. Er sollte als 
Pfarrer in den der Stasi verhaßten 
Altendorfer Friedenskreis gesandt 
werden, um ihn zu liquidieren. Falls 
inzwischen der Landesbischof eine 
Abneigung gegen den Altendorfer 
Friedenskreis entwickeln sollte, 
wurde eine andere Variante ent- 
wickelt, denn die Perspektive dieses 
IM (Superintendent, Oberkirchenrat) 
dürfe keinesfalls gefährdet werden. 
Ein anderes schönes Beispiel dafür ist 
eine “Plankorrektur einer Kaderpositi- 
on”. Die Superintendentenstelle in 
Jena konnte aus bestimmten Gründen 
nicht mit dem von der Staatssicherheit 
dafür vorgesehenen Kandidaten 
besetzt werden. Der ehemalige Super- 
intendent von Jena, Thor, (IM Bruno 
Köhler), der damals Oberkirchenrat in 
Gera wurde und Oberkirchenrat Schä- 
fer (IM Gerstenberger) hatten für die 
Stelle den Oberpfarrer Dr. Lehmann 
(IM Karl Häckel) ausgesucht. Da sich 
aber zeigte, daß Lehmann mit hoher 
Wahrscheinlichkeit von den Pfarrern 
nicht gewählt werden würde, 
bestimmte die Staatssicherheit als 
neuen Kandidaten Sieberth. “Auf- 
grund der nicht vorgesehenen Kade- 
rentscheidungen”, vermerkte die 
Staatssicherheit in ihren Akten, “wird 
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der IM-Vorlauf (nämlich eine Wer- 
bung. Die Red.) Superintendent Spät- 
lein auf 1979 verschoben, dafür wird 
ein IM-Vorlauf für Superintendent 
Sieberth angesetzt.” Die letztere Wer- 
bung ist auch in fünfjährigen Versu- 
chen nie gelungen. 

Innerhalb des Thüringer Landes- 
kirchenrates wurde durch Inoffizielle 
Mitarbeiter Einfluß auf wichtige lan- 
deskirchliche Entscheidungen genom- 
men. Das geht bis in die Organisation 
und die Beeinflussung von Basisgrup- 
pen. Beispiel dafür sind die Aktionen 
gegen Pfarrer Weidner (OV Drohne), 
der eine führende Position im Wider- 
stand gegen das umweltvernichtende 
Schweine-KZ Neustadt/Orla hatte. 
Die Methode war die bewährte Ver- 
unsicherung und Zersetzung. Der 
Pfarrer wurde nicht als solcher ange- 
griffen. Bei größeren Veranstaltungen 
wurde er massiv verdeckt oder offen 
beschattet und zunehmend in Panik 
getrieben. Als Weidner schließlich 
einen Ausreiseantrag stellte, wurde 
ihm vom Landeskirchenamt Eisenach 
die Ordination aberkannt - ein minde- 


 stens ungewöhnliches Verfahren. Nur 


Indizien gibt es bisher dafür, daß die 


. Staatssicherheit zuvor seine Ernen- 


nung zum Landesjugendpfarrer ver- 
hinderte. 

Natürlich versuchte die Staatssi- 
cherheit auch innerhalb der kirchli- 
chen Verwaltung Inoffizielle Mitar- 
beiter zu installieren. Es war dadurch 
möglich, unliebsame Pfarrer bei- 
spielsweise über schluderhafte Kirch- 
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rechnungen unter Druck zu setzen. 
Informantin der Staatssicherheit war 
beispielsweise die Weimarer Kreiskir- 
chenrätin Inge Schütz (IM Martina 
Straßmann). Sie berichtete über aller- 
lei kleine Ungereimheiten, etwa darü- 
ber, daß ein Pfarrer eine größere 
Spende von einer älteren Dame erhal- 
ten hatte, die nicht in der Kirchrech- 
nung enthalten war, also vermutlich in 
die schwarze Kasse geflossen war, die 
manche Pfarrer führten. Wenn ein 
Pfarrer zu ihr nett und freundlich war, 
denunzierte sie ihn wegen sexueller 
Ambitionen. Frau Schütz ging übri- 
gens Ende der achtziger Jahre nach 
Berlin und bearbeitet jetzt im Konsi- 
storium der Berlin-Brandenburger 
Kirche Baufragen. Beliebt waren 
besonders “Komprimate”, nämlich 
kompromittierendes Material aus dem 
Privatleben, mit dem kirchliche Ange- 
stellte erpreßt werden konnten. 
Darüber hinaus sind kirchenleiten- 
de Angestellte von der Staatssicher- 
heit benutzt worden, indem ihnen 
Meinungen und Schlußfolgerungen 
suggeriert wurden und indem sie sich 
unter Druck der Staatssicherheit beug- 
ten. Als der Eisenacher Kirchenlei- 
tung 1974 allerlei Berichte über den 
Inspirator der Offenen Arbeit, Pfarrer 
Schilling (OV Reaktionär) zugetragen 
wurde, beschloß sie, wohl nicht 
zuletzt unter dem Einfluß der Inoffizi- 
ellen Mitarbeiter, Schilling einen Ver- 
weis zu erteilen. Sie trug damit nicht 
der Zielstellung der Staatssicherheit 
Rechnung, die Schilling beseitigt wis- 


13 


sen wollte, aber arbeitete doch in 
ihrem Dienst. Beliebt waren auch die 
Schaffung von Sachzwängen, wie das 
Vergeben von Baumitteln für Kir- 
chenbauten oder Privilegien, z.B. die 
Vergabe von Westreisen nach Oppor- 
tunitätsprinzipien. Es gab eine starke 
Verflechtung zwischen wissentlichem 
und unwissentlichem Handeln im 
Sinne der Richtlinien der Staatssicher- 
heit. 

Die Thüringer Kirche hat die 
Überprüfung ihrer Mitarbeiter 
beschlossen. Ein Vertrauensausschuß 
wurde gebildet, der allerdings im 
Moment eher Anstalten zeigt, aus lau- 
ter Hilflosigkeit die Dinge unter den 
Tisch zu kehren. Und dies, obwohl 
sich die Brisanz der Materie auch in 
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seinen eigenen Rei- 
hen zeigte. Der in 
den Ausschuß 
gewählte Superin- 
tendent im Ruhe- 
stand, Martin 
Zobel, wurde von 
besorgten Pfarrern 
als der IM Lukas 
enttarnt. 

Es bleibt die 
Frage, wie die Kir- 
chen mit Pfarrern 
und kirchlichen 
Mitarbeitern umge- 
hen können, die im 
Sold der Staatssi- 
cherheit standen. 
Vergebung kann 
nicht heißen, daß 
die Konsequenzen einer Schuld besei- 
tigt werden, sondern daß wir ein 
Geständnis fordern und den Betroffe- 
nen helfen, die Konsequenzen zu tra- 
gen. Die Konsequenz - das bedeutet 
für einen Pfarrer, der Amts- und 
Beichtgeheimnis gebrochen hat, daß 
er als Vertrauensperson nicht mehr 
tragbar ist. Ein Lokführer, der einen 
Zugunfall verursacht hat, wird eine 
Weile nicht Lok fahren dürfen. Die 
Institution Kirche wird ihren Mitglie- 
dern, Pfarrern, Gemeindemitgliedern 
und Mitarbeitern von Basisgruppen 
zeigen müssen, daß Schuld Schuld 
bleibt, andererseits aber dürfen diese 
kirchlichen Mitarbeiter nicht fallenge- 
lassen werden. Den schuldig Gewor- 
denen muß bei der Aufarbeitung 
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geholfen werden. Das wird wahr- 
scheinlich von Basisgruppen und 
anderen Gruppen besser geleistet wer- 
den können, als von professionellen 
Mitarbeitern. Es gibt jedenfalls in 
bestimmten Gebieten von Thüringen, 
in denen starke Gruppen arbeiten, 
schon gute Erfahrungen. Schwieriger 
wird diese Resozialisierung in 
Gemeinden werden. Unmöglich aber 


wird es innerhalb der kirchlichen 


Institutionen sein, weil dort nie nach 
Seelsorge gefragt wird, sondern 
immer nur nach ordnungsrechtlichen 
Bestimmungen. Es müssen Bezugs- 
personen gesucht und vielleicht sogar 
geschult werden, die die Inoffiziellen 
Mitarbeiter zum Geständnis bringen 
und sie dann seelsorgerisch begleiten. 

Bei vielen früheren Inoffiziellen 
Mitarbeitern zeigt sich derzeit eine 
erstaunliche Unverdrossenheit. Im 
günstigsten Fall berichten sie in den 
Pfarrkonventen über ihre Tätigkeit 
und glauben, daß damit das Thema 
abgeschlossen wäre. Der Superinten- 
dent von Gera Otto Heinrich Müller 
(IM Hartmann) glaubt, daß die Ange- 
legenheit durch seinen Rücktritt berei- 
nigt ist. Einer der wenigen Pfarrer, die 
wirklich versuchen, Konsequenzen zu 
ziehen und aufzuarbeiten, ist Kon- 
stantin Stanescu. Er hat seinerzeit in 
erstaunlicher Fülle Berichte für die 
Staatssicherheit angefertigt, über den 
Altendorfer Friedenskreis, über die 
Szene in Jena, über die Basisgruppen- 
treffen, über das Treffen “Konkret für 
den Frieden”. Er ist dabei, seine 
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Schuld aufzuarbeiten. Er hat seine 
Entlassung aus dem Dienst selbst 
beantragt und hat sich dem Gespräch 
gestellt, nicht nur mit seinen Amits- 
brüdern, sondern auch mit der Gottes- 
dienstgemeinde. 

Geklärt werden müßte auch das 
Problem derer, die in den Ruhestand 
gehen oder gegangen sind. Sie werden 
als kirchliche Mitarbeiter nach west- 
deutschem Pensionsstandard belohnt, 
der ständig steigt. Das ist natürlich 
nicht gerechtfertigt. Hier muß eine 
Regelung gefunden werden, also etwa 
die Kürzung um die Hälfte oder ähnli- 
ches. Eine IM-Tätigkeit darf nicht 
belohnt werden. 

Jesus verkündet keine billige 
Gnade, die alles unter den Teppich 
kehrt, sondern redet auch vom Gesetz. 
Vergebung kann nur dort geschehen, 
wö auch die Erkenntnis der Schuld da 
ist. Jesus kehrte beim Zolleinnehmer 
Zachäus ein. Zachäus sagt, nachdem 
mit ihm geredet worden ist, daß er 
vielfältig zurückgeben wird, was von 
ihm gestohlen und betrogen wurde. 
Wir müssen natürlich die Inoffiziellen 
Mitarbeiter besuchen und mit ihnen 
reden. Aber sıe müssen sıch und uns 
ihre Schuld eingestehen. Sie haben 
ihre Freunde und Kollegen betrogen, 
Vertrauen mißbraucht und ihre wirkli- 
chen Motive verheimlicht. Wieder- 
gutmachung kann nur heißen, daß sie 
sich “dekonspirieren”, ihre Schuld 
öffentlich machen, dazu stehen und 
die Konsequenzen tragen. Dann erst 
wird Vergebung möglich. n.n. 
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Das Gesetz des Privateigentums 
Jugendprojekt in Erfurt in Gefahr 


Kein Zweifel, das allbeherrschen- 
de Staatseigentum in der alten DDR 
und der Verfall der Städte standen in 
direktem Zusammenhang. Das war 
auch am Beispiel der Stadt Erfurt zu 
sehen. Es gab keine Reparaturkapa- 
zitäten für die mittelalterliche Alt- 
stadt, dafür wurde in das einzige 
Abzugsloch des luftaustauscharmen 
Thüringer Beckens eine Satelliten- 
stadt gestampft. Hinzu kam dann noch 
die katastrophale letzte SED-Bürger- 
meisterin Erfurts, im Volksmund 
“Betonrosi” genannt. 

Die ließ im Winter die Dach- 
decker zum Einschlagen der Dächer 
von alten Häusern einsetzen, um 
sobald als möglich dem Denkmal- 
schutz die Unrettbarkeit der Altstadt 
beweisen zu können und so Baufrei- 
heit für ihre Potjomkinschen Dörfer 
zu gewinnen, einen Palast der Jugend, 
eine Umgehungsstraße durch die Alt- 
stadt und wer weiß, was sonst noch 
geplant war. Die Innenstadt Erfurts 
wäre in den nächsten zwei Jahren 
buchstäblich verrottet und zusammen- 
gebrochen 

Inzwischen haben sich die Eigen- 
tumsverhältnisse gewandelt und das 
Prinzip des privaten Eigentums entfal- 
tet unter der Aufsicht der Denkmal- 
spflege in der Altstadt Erfurts wirkli- 
che Wunder. Aus allen Teilen der 
Bundesrepublik haben sich Wohlha- 
bende eingekauft und restaurieren die 
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Häuser. Schon sind eigentlich nur 
noch Abrißlücken zu vergeben, die 
nach denkmalpflegerischen Gesichts- 
punkten gefüllt werden sollen. In fünf 
Jahren wird Erfurt vorraussichtlich 
ebenso geleckt aussehen, wie ähnliche 
andere bundesdeutsche Städte. Das ist 
vielleicht zu bedauern, ist aber doch 
wahrscheinlich der einzige Preis, zu 
dem die Altstadt gerettet werden 
konnte. 

Weniger wohltätig zeigt sich das 
Prinzip des privaten Eigentums für 
die, die wenig oder nichts besitzen. 
Das gilt auch für Jugendliche, beson- 
ders wenn sie nicht angepaßt sind. In 
den Satellitenstädten wurden die 
Jugendclubs geschlossen und an 
Geschäftsleute verkauft. In der Innen- 
stadt blieben sie per Ratsbeschluß 
erhalten, aber die Eintrittspreise stei- 
gen und bald werden dort nur noch 
Yuppies und Touristen zu finden sein 
und das Programm bestimmen. 

Dem Siegeszug des privaten 
Eigentums steht auch das Autonome 
Jugendzentrum Erfurts im Wege. Es 
war Ende 1989 aus einer “Protestwo- 
che gegen das Kulturkoma” entstan- 
den und erhielt von der Stadt schließ- 
lich den sogenannten Bananenkeller, 
einen alten Weinkeller unter einem 
verfallenen Haus in der Gotthardt- 
straße. Obwohl sich ein privater 
Eigentümer fand, sicherte der CDU- 
regierte Rat der Stadt damals den jun- 
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gen Leuten das Haus zu. Die Jugend- 
lichen veranstalteten Konzerte und 
bauten das Haus für ihre Bedürfnisse 
und geplante neue Projekte um. 

Aber der Triumph des Privatei- 
gentums begann auch bald das AJZ ın 
Frage zu stellen. Das Gebäude befin- 
det sich genau im restaurierten Touri- 
stenzentrum Erfurts. Über und über 
mit bunten Sprüchen besprüht und zur 
Abwehr gegen Naziüberfälle mit 
drahtgeschützten Fenstern versehen, 
ist das verfallene Haus den Stadtvä- 
tern mehr und mehr ein Dorn im 
Auge. Der Eigentümer des einen Teils 
des Hauses drängt und Gerüchte 
behaupten, der andere Teil sei von 
BMW gekauft worden. Als sich die 
Naziüberfälle auf das AJZ ım vorigen 
Jahr in Erfurt häuften, wurde das 
genutzt, um in der Konservativen Pres- 


se eine Hetzkampagne gegen angebli- 
che “Bandenkriege zwischen linken 
und rechten Extremisten” und 
“Hafenstraßen in Erfurt” vom Zaun zu 
brechen. 

Keine Frage, daß die Leute aus 
dem AJZ sich zunächst mit Westberli- 
ner und westdeutschen Autonomen 
identifizierten, die ihnen mit ihrem 
Verhalten gegenüber einer feindlichen 
bürgerlichen Umwelt und als Gegner 
von Faschisten als politisch Verwand- 
te erschienen. Nach einigen Anfangs- 
schwierigkeit ist dem AJZ jetzt aber 
das gelungen, was die Erfurter Grup- 
pen insgesamt auszeichnet: Sie 
machen eine relativ geschickte Pres- 
searbeit und geben daher nicht mehr 
so sehr die geeignete Zielscheibe für 
die konservativen Presse wie am 
Anfang. Sie unterhalten sich mit Poli- 
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tikern aller Couleur, selbst wenn 
sie sie eigentlich nicht riechen kön- 
nen. Auf diese Weise ist es immerhin 
gelungen, daß der Erfurter Magistrat 
begreift, daß das Ende des AJZ bedeu- 
ten würde, daß einige hundert Jugend- 
liche auf den Straßen Erfurts perma- 
nent Randale machen würden. Das 
würde teuer und deshalb wollen sie 
das eigentlich auch nicht. 

Fest steht aber, daß die regierende 
CDU im Touristenzentrum an der 
Krämerbrücke das AJZ nicht dulden 
will. Ausweichangebote, die gemacht 


wurden, erweisen sich alle als nicht 
tragbar. Zuletzt wurde dem AJZ eine 
alte Karbidfabrik in Erfurt-Nord ange- 
boten, “wo wir”, wie einer vom AJZ 
spottet, “wahrscheinlich in Ganzkör- 
perschutzanzügen herumlaufen sol- 
len”, ganz zu schweigen von den 
Anfahrtswegen. 

Die AJZ-Leute haben sich auf eine 
lange Verhandlungsstrecke und Pro- 
testaktionen eingestellt. Sie werden 
die Hilfe der Öffentlichkeit benötigen. 

el. 


“Wir wollen kein Kampfsender sein” 


Das Erfurter Radio “F.R.E.I.” wird 
in die Illegalität getrieben 


In verschiedenen Tageszeitungen 
war es eine Randnotiz: In den Abend- 
stunden des 19. Juni drangen Polizei 
und Vertreter der Telecom (Post) in 
die im Autonomen Jugendzentrum 
Erfurts gelegenen Räume des Radio 
F.R.E.I. vor, ein Sonderkommando 
umstellte das Objekt. Sie rissen den 
Stecker heraus, da der Sender gegen 
das Fernmeldegesetz verstoße. Glück- 
licherweise zeigte sich, daß die Her- 
ren wieder mal mit behördentypischer 
Dummheit gehandelt hatten. Nach- 
dem sich herausstellte, daß die Polizei 
den Haussuchungsbefehl im Revier 
vergessen hatten, mußte sie unver- 
richteter Dinge abziehen. Auch ein 
weiteres Fettnäpfchen war nicht aus- 
gelassen worden: Unterbrochen 
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wurde eine Sendung über den 
deutsch-jüdischen Dialog. Binnen 
einer halben Stunde sammelte sich 
vor dem AJZ eine Demonstration 
wütender Radiohörer. Anwesende 
Stadtverordnete wiesen die Polizei auf 
die Unverhältnismäßigkeit ihres Vor- 
gehens hin. Jetzt gibt es ein Moratori- 
um: Radio F.R.E.I. setzt seine ein- 
wöchentlichen Sendungen mit einer 
symbolischen Viertelstunde fort und 
die Behörden tun so, als ob sie davon 
nichts wüßten. 

Die Idee zu einem freien Radio in 
Erfurt entstand im August vorigen 
Jahres beim ersten Europäischen Bür- 
gerforum in der französischen Land- 
wirtschaftskommune Longo Mais. In 
Erfurt wurde zunächst der Förderver- 
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ein F.R.E.I. gegründet, eine Abkür- 
zung, die intern für “Freies Radio 
Erfurt International” steht, aber für 
beliebige Ergänzungen offen ist. Die 
Interessierten trafen sich dazu ausge- 
rechnet in einem Clubraum der Erfur- 
ter Hauptpost. Mit Unterstützung der 
F.E.R.L., der Europäischen Föderati- 
on Freier Radios, konnte der Sender 
im September mit einer ersten viertel- 
stündigen Testsendung in den Äther 
gehen. 

Ab Oktober begann dann der Sen- 
debetrieb mit zunächst noch unregel- 
mäßigen wöchentlichen Sendungen. 
Während des Golfkrieges gab es täg- 
lich Informationen und Live-Sendun- 
gen über Aktionen gegen den Krieg. 
Danach sendete Radio F.R.E.l. jeden 
Mittwoch. Sendezeiten und Themen 
wurden über Erfurter Zeitungen 
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bekanntgemacht, zu denen die Radio- 
macher gute Kontakte haben. 

Im Gegensatz zu dem geplanten 
Mitteldeutschen Sender von Thürin- 
gen, Sachsen und Sachsen-Anhalt, der 
in allen Gremien den Einfluß von 
CDU und FDP zementiert, will Radio 
F.R.E.l. den Bürgern vor Ort die 
Möglichkeit geben, ihre Interessen zu 
vertreten, außerdem Kulturbeiträge 
und Minderheitenanliegen senden, die 
im öÖffentlich-rechtlichen und erst 
recht im privaten Rundfunk kaum 
Chancen hätten. 

Werbung übrigens soll in Radio 
F.R.E.l. ausgeschlossen sein. 

David, einer der Radiomacher, 
sagt: “Wir wollten etwas gegen die 
Einfallslosigkeit und die Manipulati- 
on der Medien tun. Rundfunk soll als 
kommunikatives Mittel benutzt wer- 
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den. Wir wollen die Leute nicht von 
oben berieseln, sondern die Leute 
dazu bringen, selbst etwas zu tun. Wir 
wollen also weniger die Sendungen 
selbst machen, sondern mehr ein 
Medium für die Leute sein. ...Wir 
haben eine gewisse Lobby, aber es 
gibt ganz harte Marktinteressen, die 
auch für die großen Parteien maßge- 
bend sind. Unser großer Vorteil ist, 
daß wir sehr lange ohne Verfolgung 
gearbeitet haben und ganz offen unser 
Gesicht zeigen konnten. Wir kennen 
die Leute persönlich und wir kennen 
einen sehr breiten Personenkreis von 
sehr unterschiedlichen Leuten. Uns 
kann niemand so leicht irgendwelche 
Schlagworte wie “Terrorismus” 
anheften, wie das bei Radio Dreyeck- 
land passiert ist. Wir wollen kein 
Kampfsender sein. Wir wollen die 
Dinge, über die wir sprechen, von 
unserem Standpunkt sagen, aber eben 
auch umfassend beleuchten. Wir wol- 
len auch unsere eigenen Leute kriti- 
sieren. Und vor allem wollen wir für 
die Bürger ein Sprachrohr sein und 
die Kommunikation erleichtern.” 

Die Idee ist naheliegend, wird aber 
durch das geltende Rundfunkgesetz 
und das Fermeldeanlagengesetz der 
Bundesrepublik ausgeschlossen. 
Während überall sonst in Europa 
lokale Bürgerradios normal sind, 
bestimmen die deutschen Behörden, 
daß Sender landesweit zu senden 
haben und außerdem für die Lizenz 
und den Betrieb ungeheure Summen 
zahlen müssen. Dabei wäre Rundfunk 
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eigentlich das billigste Medium und 
für einen Öffentlichen Disput unter 
den Bürgern in einer immer kompli- 
zierter werdenden Gesellschaft unver- 
zichtbar. Eben dies aber soll offenbar 
durch die geltenden Rundfunkgesetze 
verhindert werden. Zugang zum 
Medium Rundfunk haben praktisch 
nur Parteien und reiche Geldgeber, die 
sich die Unterhaltung eines Privatsen- 
ders leisten können. Die hohen 
Gebühren sind nur bezahlbar, wenn 
die Sender viel Werbung bringen und 
demzufolge (siehe den vorerst liqui- 
dierten Berliner Alternativsender 
Radio 100) von der Wirtschaft erpreß- 
bar sind. 

Die Leute von Radio F.R.Ell. 
geben aber nicht auf. Zusammen mit 
der F.E.R.L. haben sie Änderungsan- 
träge für das Thüringer Privatrund- 
funkgesetz formuliert und haben dafür 
im Thüringer Landtag eine kleine 
Lobby gefunden. Sie wollen in das 
Privatrundfunkgesetz den Begriff der 
nichtkommerziellen Rundfunkteil- 
nehmer einführen: “...Personenverei- 
nigungen, die nicht gewinnorientiert 
und unabhängig von öffentlichen Stel- 
len oder kommerziellen Interessen- 
gruppen ein Hörfunkprogramm 
betreiben. Diese Bürger- und Gemein- 
schaftsradios haben zum Ziel, sozia- 
len, kulturellen, sprachlichen und son- 
stigen Minderheiten, sowie Minder- 
heitenmeinungen als Sprachrohr zu 
dienen.” Dabei stützen sich die Radio- 
macher auf Artikel 10 der europäi- 
schen Menschenrechtskommission, . 
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der “die Freiheit der Meinung und 
dıe Freiheit zum Empfang und zur 
Mitteilung von Nachrichten oder 
Ideen ohne Eingriffe Öffentlicher 
Behörden und ohne Rücksicht auf 
Landesgrenzen” postuliert. Außerdem 
wird vorgeschlagen, daß neben den 
Frequenzen der landesweiten Sender- 
ketten “Lokalfrequenzen für kleine 
Versorgungsbereiche vorzusehen 
sind”. Ein ähnlicher Änderungsvor- 
schlag wurde von der F.E.R.L. auch 
für das Brandenburger Landesparla- 
ment ausgearbeitet. 

Auch wenn die Chancen der loka- 
len Radiomacher in Erfurt und anders- 
wo auf Durchsetzung ihres Konzepts 
nicht gut stehen, bleibt doch das 
Anliegen eines Mediums für eine 


öffentlichen Diskussion unter den 
Bürgern und für die Anliegen von 
Minderheiten fundamental wichtig für 
das Wachstum einer Gesellschaft von 
Unten. Deshalb ist es wichtig, diese 
Sender auf alle mögliche Weise zu 
unterstützen, auch wenn sie für illegal 
erklärt und polizeilich verfolgt wer- 
den. Falls die bundesdeutschen 
Behörden bei ihrem entschiedenen 
Widerstand bleiben, wird es ab 1992 
mit der Übernahme der europäischen 
Gesetzgebung eine neue Runde 
geben. 

Radio F.R.E.l. ist in Erfurt Mitt- 
woch abends auf UKW 100,5 MHZ 
zu empfangen. Die Radiomacher sind 
über das Autonome Jugendzentrum 
Erfurt.zu erreichen. r.l 


Skinterror in Jena 
Ein soziales Problem wird zur politischen Bewegung 


Unter Thüringer Jugendlichen 
ballt sich in letzter Zeit Frustration 
und Aggression. Jugendclubs werden 
geschlossen, Lehrstellen fehlen, die 
neue Gesellschaft hat ihnen keine 
sinnvollen Werte anzubieten, beson- 
ders denen nicht, die kein Geld haben, 
um die grellbunten Produkte zu kau- 
fen. Die Jugendlichen fühlen sich ein- 
zeln wertlos. Sie schließen sich zu 
Banden zusammen und entdecken, 
daß sie als Gruppen von den Bürgern 
beachtet und gefürchtet werden. Sie 
suchen sich eine passende Ideologie, 
meist neofaschistische Anschauun- 
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gen, und können so ihre Minderwer- 
tigkeitsgefühle kompensieren. 
Schließlich ist Soziales und Ideologi- 
sches untrennbar verschmolzen und 
eine neue neofaschistische Bande ist 
entstanden. 

Über Abhilfen wird schon seit lan- 
gem diskutiert. Die Behörden verfal- 
len, wenn sie nicht insgeheim mit 
Rechten sympathisieren, meist auf die 
polizeilich-militärische Lösung. Aber 
auch unter Antifa-Gruppen ist meist 
nur die Anschauung verbreitet, den 
Glatzen müsse tüchtig auf die Mütze 
gehauen werden, damit sie in Zukunft 
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Respekt haben. Zweifelhaft bleibt 
auch der Nutzen großer landesweit 
beschickter Demonstrationen, deren 
eine wieder am 22. Juni in Jena statt- 
fand. Der überwiegend friedliche 
Demonstration von etwa 1000 Leuten 
folgten dann nachts die üblichen Ran- 
dalen. Ein Junge und ein Mädchen, 
die zum Umkreis der Jenaer Skins 
gehören, wurden zusammengeschla- 
gen, ein Mercedes und ein Beate Uhse 
Laden wurden demoliert, bei der 
Deutschen Bank die Scheiben einge- 
schlagen. 

Die Jenaer Stadtskins, eine Grup- 
pe von etwa 15 Leuten, hatte Angst 
und zog sich nach dem Neubauvorort 
Lobeda zurück, wo es eine andere 
Skin-Gruppe gibt. Mit Fahrwachen 
informierten sie sich über die Vorgän- 
ge in der Stadt und versuchten ver- 
geblich bis zum Abend, eine schlag- 
fähige Truppe aufzustellen. Ihre Emp- 
findung: “Die wollen uns zeigen, wer 
das Heft in der Hand hat, aber sobald 
die Auswärtigen abgezogen sind, wer- 
den wir uns rächen.” 

Für Lothar König, Stadtjugend- 
pfarrer von Jena und seine drei Diako- 
ne war das ein Problem. Am nächsten 
Samstag sollte das seit den Skinüber- 
fällen von 1990 endlich wieder in 
Stand gesetzte Gebäude der Offenen 
Arbeit in Jena eingeweiht werden. 
Lothar König weiß, daß “die Glatzen” 
gefährlich sind, wenn sie sich in den 
Kopf gesetzt haben, “Linke zu klat- 
schen”. Er sieht aber auch das soziale 
Problem von Jugendlichen, die keine 
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Räume und keinen Ansprechpartner 
haben und deshalb im Winter und ım 
Sommer vor einem Kiosk am Markt 
stehen und Alkohol konsumieren. 
“Wenn nichts passiert und sie sich all- 
zusehr langweilen, dann unternehmen 
sie eben etwas”, sagt Lothar und ver- 
sucht mit den Skins immerhin ins 
Gespräch zu kommen. In die Offene 
Arbeit will er sie nicht hereinnehmen, 
jedenfalls nicht als Gruppe, weil dann 
die Offene Arbeit als solche sterben 
würde. Aber auch sonst findet sich 
niemand in Jena, der die Kraft hätte, 
die Skins sozial zu betreuen, denn die 
Vergabe eines Raumes allein würde 
sie nur dem Alkohol und ihren aggres- 
siven Impulsen überlassen oder sogar 
ein Nazicenter schaffen.. 

So tun sie dies oder jenes, fahren 
mit Fahrzeugen durch die Stadt und 
verprügeln Leute, die ihnen aus 
irgendwelchen Gründen nicht gefal- 
len, überfallen eine Veranstaltung 
zum Golfkrieg in der Stadtkirche oder 
versuchen wieder einmal das Gebäude 
der Offenen Arbeit kaputtzumachen. 
Besondere Schwierigkeiten mit den 
Skins hatte das Kulturzentrum “Casa- 
blanca”. Ständig wurden Fenster ein- 
geschlagen, gab es Überfälle mit Gas, 
manchmal sogar mit Waffen. In ihrer 
Verzweiflung baten die Casablanca- 
Leute die Hermsdorfer Red-Skins um 
Hilfe. 

Die Hermsdorfer Red-Skins sind 
etwa 60 Leute. Eine kleine Kerngrup- 
pe ist straff organisiert, hat sehr harte 
Führungsstrukturen und ist kampfs- 
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portlich ausgebildet. Dennoch verste- 
hen sie sich als “Linke”, was das auch 
immer heißen mag. Im Unterschied zu 
den Skins benutzen sie ständig Waf- 
fen. Ab und zu fahren sie nach Jena 
und schlagen die Skins zusammen. 
Vor den Hermsdorfern gibt es Furcht 
und Schrecken unter den Jenenser 
Skins. Mit dem Organisationsgrad der 
Hermsdorfer können sie nicht mitbie- 
ten. Sie handeln eher sporadisch und 
‚neigen dazu, Schlägereien mit den 
Fäusten, “vom Mann zu Mann” aus- 
zutragen. 

Lothar König hielt es für keine 
besonders gute Idee, wieder einmal 
die Hermsdorfer um Hilfe zu rufen. Er 
redete mit den Skins und es gelang 
ihm, sie für den nächsten Samstag zu 
einem Fußballspiel mit der Offenen 
Arbeit zu überreden. Weit mehr 
Schwierigkeiten machten die Leute 
von der Offenen Arbeit. Sie wollten 
nicht mit Leuten Fußball spielen, von 
denen sie vielfach in der Vergangen- 
heit krankenhausreif geschlagen wur- 
den. Schließlich kam es aber zu einer 
Vereinbarung - zu angemessenen 
Bedingungen. Nur 15 Skins durften 
insgesamt erscheinen, es sollte streng 
nach Fußballregeln gespielt werden 
und bei einem Foul sofort abgebro- 
chen werden. Außerdem verpflichte- 
ten sich die Skins, zur Eröffnung der 
Offenen Arbeit am Abend nicht zu 
erscheinen. Einen Trost hatten die 
Leute der Offenen Arbeit im Hinter- 
kopf: Bei dem Turnier sollte auch eine 
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Mannschaft des sowjetischen Armee 
mitmachen, die schon einige Erfah- 
rungen mit Skins hatte und überdies 
ziemlich wehrhaft waren. 

Der Samstag kam. Die Russen 
konnten wegen einer plötzlichen 
Inspektion nicht mitspielen, aber 
trotzdem verlief das Turnier fast rei- 
bungslos. Gegen die Junge Gemeinde 
gewannen die Skins, gegen die Offene 
Arbeit verloren sie. Zum Schluß 
wurde gemeinsam die Flasche Whis- 
ky geleert, die als Siegesprämie aus- 
gesetzt war. Und für den Herbst ist ein 
Revanchespiel vereinbart. 

Lothar König ist klar, daß mit dem 
Turnier nur eine harte Situation ent- 
spannt wurde und nicht einmal der 
Ansatz einer Lösung da ist. Für die 
Lösung der Probleme der Skins und 
vieler anderer Jugendlicher braucht es 
fähige Sozialarbeiter, Räume und 
Gelder, die nicht vorhanden sind, und 
wahrscheinlich auch eine andere Art 
von Gesellschaft, für die nicht Geld 
und Besitz die höchsten Werte sind. 

Was sofort getan werden müßte, 
ist die Verhaftung derjenigen, die die 
Skins instrumentieren, Nazis von der 
DVU und eine konspirative Gruppe 
aus Stasileuten, die vom letzten Stasi- 
chef Jenas geschaffen wurde, um Ver- 
unsicherung in der Bevölkerung zu 
streuen. Aber die eingeschworenen 
Nazis werden von der Polizei gedul- 
det oder nach kurzer Festnahme sehr 
schnell wieder freigelassen. 
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Im Folgenden veröffentlichen wir einen vieldiskutierten Text, der zuerst in 
der Berliner "Besetzerzeitung erschien: 


Einige Eindrücke vor und nach dem Konzert 
der Böhsen Onkelz 


Um im Vorfeld Mißverständnis- 
sen entgegenzutreten: 

Als ein Mensch mit antifaschisti- 
scher Grundeinstellung bin ich mir 
des Problems von Nationalismus und 
Ausländerfeindlichkeit bewußt. Des- 
weiteren habe ich nicht vor, faschisti- 
sche Erscheinungen herunterzuspielen 
und zu verniedlichen. Was ich jedoch 
vor und nach dem Konzert der “Böh- 
sen Onkelz” in der Berliner Hasenhei- 
de erlebt habe, hat meines Erachtens 
mit antifaschistischen Kampf über- 
haupt nichts mehr zu tun. 

Ca. 19.45 Uhr erreichte ich den 
Hermannplatz und freute mich schon 
auf das Konzert. 70 - 80 BesucherIn- 
nen tummelten sich auf dem Gelände 
der “Neuen Welt”. Davor standen 150 
Menschen (Antifass, Türkische 
Gangs). Ich erfuhr von der Security, 
daß das Konzert erst nach Mitternacht 
anfängt, weil das Berliner Verwal- 
tungsgericht den “Böhsen Onkelz” 
eine einstweilige Verfügung für den 
23. Juni auferlegt hatte. Ein Kumpel 
und ich gingen dann etwas essen, um 
uns die Zeit zu vertreiben. 

Eine Gruppe von 5 - 6 Skinheads 
(klassisches Outfit, nicht als Nazis zu 
erkennen) wurden von vorne und hin- 
ten durch die anwesenden Gegende- 
monstrantInnen bedrängt und dann 
brutal zusammengeschlagen. Zwei 
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wurden leicht verletzt, ein anderer 
wurde mit einem ziemlich großen 
Holzknüppel bearbeitet, blieb mit 
einem blutigen Kopf liegen und 
mußte durch einen Rettungswagen ins 
Krankenhaus gebracht werden. Die 
weitere Szenerie: Gejohle und Beifall 
von herumstehenden Antifas und Tür- 
kengangs, die mit “Nazis raus”-Rufen 
nicht einmal sich selber meinten. Der 
allgemeine Tenor: Mensch habe ja die 
richtigen Nazis erwischt. Kurze Zeit 
später hörte ich von einem Türken den 
Spruch: “Scheiß schwule Nazi Skins”. 

Nach dem Essen begaben wir uns 
gemütlich in Richtung “Neue Welt”. 
Trotz einiger Pöbeleien von Antifas 
(“Scheiß Nazis”) ließen wir uns die 
Stimmung nicht verderben, denn wir 
erwarteten ein super Onkelz-Konzert. 
Das Spektrum der Konzertbesuche- 
Innen war breit gefächert (Skins, 
Hools, Heavy's, Alternative und ca. 
10 nationalistische Skins, die kurzzei- 
tig Parolen gröhlten). Das Konzert 
begann eine Minute nach Mitternacht 
und mit gutem Feeling lief alles ohne 
nennenswerte Zwischenfälle über die 
Bühne. Nach anderthalb Stunden war 
das Konzert zu Ende und wir ver- 
ließen gut gelaunt die “Neue Welt”. 
Die Polizei versperrte uns den Weg in 
Richtung Hermannplatz mit den Wor- 
ten, dort seien Leute, die uns verhau- 
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en wollen. Wir mußten dann Richtung 
U-Bhf Südstern laufen. Unterwegs 
sahen wir ein Auto von Konzertbesu- 
cherInnen mit zerstochenen Reifen. 
Am U-Bhf Südstern angekommen, 
begaben wir uns in eine Seitenstraße. 
Nach wenigen Metern kam uns ein 
Fahrradfahrer entgegen und warf mit 
einem Pflasterstein nach meinem 
Begleiter. Glücklicherweise hatte der 
Steinewerfer nicht zuviel Zielwasser 
getrunken, denn der Stein traf in 
Bauchhöhe und nicht in Kopfhöhe, 
wo er eigentlich hingehen sollte. Zu 
dieser Episode ist noch zu sagen, daß 
Steinewerfer und Betroffener mal in 
zwei nebeneinander liegenden besetz- 
ten Häusern gewohnt haben. Genervt 
von dem Erlebten zogen wir es vor, 
zum U-Bahnhof zurückzugehen und 
dort auf ein Taxi zu warten. 

Meine Meinung zu dieser Aktion: 

Ich habe nichts dagegen, daß wir 
aktiven Faschisten militant ihre Gren- 
zen aufzeigen. Die im Artikel genann- 
ten Beispiele zeigen aber, daß undif- 
ferenziert draufgehauen wird und so 
aus Skins und Hools erst Faschisten 
gemacht werden. Des weiteren ist es 
traurig, daß politisch motivierte 
Aktionen zu FUN-Aktionen verkom- 
men, die nicht mehr in der Öffentlich- 
keit zu vermitteln sind. 

Ich möchte hier noch einen Text 
der Böhsen Onkelz vorstellen. Das 
Lied ist auf der letzten veröffentlich- 
ten LP “Es ist soweit” erschienen und 
heißt “Nichts ist für die Ewigkeit”. 
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Glaubst du alles, was ich sage 
Glaubst du, du weißt, wer ich bin 
stellst du niemals Fragen 

Warum wir wurden, wie wir sind 
Die Ironie mit der wir spielen 
Die ihr so schwer versteht 

Der Schatten im Verstand 

Der in Jedem von uns liegt. 


Refrain 

Nichts ist für die Ewigkeit 
Nichts ist wie es war 

Nur vier Jungs aus Frankfurt 
Sind schon lange, lange da 

Die Welt hat uns verlangt 

Sie hat nichts besseres verdient 
Habt ihr noch nicht erkannt 
warum es Böhse Onkelz gibt. 


Glaubst du, daß ich Kinder 
töten kann 

Glaubst du, ich bin negrophil 
Denkst du, daß ich nur 
besoffen bin 

Wie es ist, erfährst du nie 
Fragen über Fragen 

Es ist nicht leicht, uns zu verstehn 
Denken kann nichts schaden 
Vielleicht kannst du, 
vielleicht kannst du 

Die Wahrheit sehn. 


Anmerkung: Mit dem Begriff 
Antifass sind alle anwesenden 
“FaschoaufklatscherInnen” gemeint 
und nicht die Antifa Berlin. 


Ein Konzertbesucher 
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Schöne neue Computerwelt 


“Wenn man sich erst einmal zu dem Prinzip bekennt, daß etwas getan wer- 
den soll, weil es technisch getan werden kann, werden alle anderen Werte ent- 
thront, und die technische Entwicklung allein wird zur Grundlage der Ethik.” 
Erich Fromm: Die Revolution der Hoffnung.1968 


Technologien haben den Trend, 
mit zunehmendem Entwicklungssta- 
dium immer undurchschaubarer zu 
werden. Computer in Massenanwen- 
dung gibt es noch nicht sehr lange, 
aber schon lange genug um zu fragen: 

Sind sıe noch beherrschbar ? 


Tendenzen 


Allgemein setzt sich der seit 
Beginn der Computerentwicklung 
vorhandene Trend zu immer lei- 
stungsfähigeren, billigeren und klei- 
neren Systemen fort. In einigen Berei- 
chen, wie z.B. beim Personalcompu- 
ter, hat die Miniaturisierung bereits 
Grenzen erreicht, die teilweise nicht 
mehr durch den Platzbedarf der Tech- 
nik, sondern durch die anatomischen 
Gegebenheiten des Menschen 
bestimmt werden. | 

Insgesamt ist, was den Bereich der 
einzelnen Programme für den norma- 
len Nutzer betrifft, ein deutliches 
Bestreben der Firmen erkennbar, alles 
möglichst einfach handhabbar und 
verständlich zu gestalten. Graphische 
Bedienoberflächen (mensch muß 
keine Befehle mehr lernen, sondern 
regelt alles über Symbole) haben sich 
allgemein durchgesetzt, wobei es 
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noch erhebliche Qualitätsunterschiede 
gibt. Dadurch wird die Idee vom per- 
sönlichen Computer, den sich fast 
jede/r leisten und benutzen kann, tech- 
nisch mögliche Realität. 

Es steht hier natürlich die Frage: 
Wozu benutzen ? | 


Cyberspace - Techno pur 


Einer der neuesten Trends scheint 
momentan die sogenannte “virtual 
reality” zu sein, auch Cyberspace 
genannt. 

Dabei handelt es sich um ein 
System zur optischen Versetzung des 
Menschen in eine computerberechne- 
te Scheinwelt. Der Delinquent (auch 
Cybernaut genannt) bekommt eine 
Brille mit eingebauten Bildschirmen 
auf, die ihm ein dreidimensionales 
Bild einer synthetischen Welt in die 
Augen spiegelt. Über einen sensorbe- 
stückten Handschuh kann er/sie 
seine/ihre Bewegungen in der fiktiven 
Welt steuern, Gegenstände manipulie- 
ten etc.. 

Die Computerfiktion ist inzwi- 
schen so ausgefeilt, daß Kopfbewe- 
gungen sofort in Bildveränderungen 
umgesetzt werden, so daß der Ein- 
druck einer realen Welt entsteht. Mit 
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entsprechender Verbesserung der 
Computer ist die Phantasie einer reali- 
stischen Totalsimulation nicht mehr 
allzu fern. 

Das Problem dabei ist, daß hinter 
diesen Entwicklungen massive Inter- 
essen vor allem der amerikanischen 
Rüstungsindustrie aber auch der 


‘ Unterhaltungsbranche stehen. Die 


konsequente Ausnutzung der Techno- 
logien, die im Zusammenhang mit der 
Cyberspace-Entwicklung stehen, 
ermöglicht im militärischen Bereich 
eine völlig neue Generation von 
Simulatoren und Fernsteuergeräten z. 
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B. für “intelligente Waffen” oder 
“perfekten” Tiefflug. 

Was den Bereich der Unterhal- 
tungsindustrie betrifft, wird es wohl 
noch einige Jahre dauern, bis die 
ersten Auswirkungen sichtbar wer- 
den. Momentan kosten die billigsten 
Geräte, die einer Person einen Aus- 
flug in eine Computerwelt ermögli- 
chen, etwa 100.000 $. Beim der Com- 
puterbranche eigenen Preisverfall 
kann es aber nicht mehr allzu lange 
dauern, bis derartige Geräte profitabel 
als eine Art Spielautomaten aufge- 
stellt werden können oder für den 


27 


gehobenen Heimbedarf verfügbar 
sind.. 

Wie üblich wird es sicherlich 
keine ernsthafte Risikoabschätzung, 
insbesondere was die Suchtgefahr 
derartiger Geräte angeht, die ja 
immerhin die bisher perfekteste Form 
der Weltflucht darstellen werden, 
geben. 

Brain Machines - 
“Trainiere dein Gehirn wie 
einen Muskel” 

( Werbespruch eines Herstellers ) 


Eine wesentlich nähere und schon 
auszuprobierende Technologie ist die 
Stimulierung bestimmter Gehirnzen- 
tren mit optischen und akustischen 
Impuisen. Ziel dieser Stimulierung ist 
es, intensive Entspannungszustände 
zu erreichen, die sonst nur in Tief- 
schlafphasen oder bei Yogatraining 
vorkommen. Dies geschieht mittels 
einer Brille, in der verschiedenfarbige 
Leuchtdioden (also kleine Lämpchen) 
eingebaut sind, und über einen norma- 
len Kopfhörer. Gesteuert von einem 
Computer werden Lichtimpulse und 
Tonfrequenzen so variiert, daß 
bestimmte elektromagnetische Wellen 
im Gehirn sich allmählich auf die Fre- 
quenzen einschwingen, die sie sonst 
in bestimmten Entspannungs- und 
Tiefschlafphasen haben. 

Dieses Verfahren funktioniert 
recht wirkungsvoll (selbst auspro- 
biert). Nach übereinstimmenden Aus- 
sagen verschiedener “Experten” soll 
es möglich sein, Entspannungszustän- 
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de zu erreichen, die sonst nur nach 
mehrjährigem intensiven Yogatrai- 
ning möglich sind. (Kann ich nicht 
einschätzen, bin kein Yogi) Es gibt 
inzwischen auch schon Systeme, mit 
denen mensch quasi im Schlaf Voka- 
beln lernen kann. Momentan sind 
Geräte ab ca. 200 DM bis etwa 7000 
DM im Handel, die sich vor allem im 
Komfort und in der Vielfalt der ver- 
schiedenen Programme unterschei- 
den. In einigen Städten gibt es auch 
schon “Brain Tech Studios”, in denen 
sich mensch für ein paar Mark an so 
eine Kiste ankoppeln kann. 

Problematisch an der ganzen 
Sache ist vor allem, das es bis heute, 
einige Jahre nach den ersten Anwen- 
dungen, keine wirklich fundierte 
Erklärung über die Wirkungsmecha- 
nısmen gibt. Detaillierte Analysen 
über eventuelle Nebenwirkungen lie- 
gen auch nicht vor. Die Gesund- 
heitsämter und technischen Prüfstel- 
len in den USA und in der BRD 
haben bisher keine Bedenken ange- 
meldet. Es wird allerdings von Fällen 
berichtet, in denen nach dauerndem 
Gebrauch verdeckte psychische 
Störungen zum Ausbruch kamen. 
Soweit mir bekannt, gibt es bisher 
keine umfassende unabhängige Unter- 
suchung zu diesem Thema. 


Beherrschbarkeit von 
Computern 


Schon immer war bekannt, das 
komplexe technische Systeme nur bis 
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zu einem bestimmten Grad durch- 
schau- und beherrschbar sind. 

In technikbesessenen Wissen- 
schaftlern und Politikern ist die 
Erkenntnis, daß das auch praktische 
Auswirkungen hat, erst langsam am 
Reifen. 

Bisher war eigentlich der Einsatz 
von Computern meist als Hilfsmittel 
zur Steigerung der Transparenz und 
besseren Bedienbarkeit komplizierter 
Technik gedacht. Mehr und mehr häu- 
fen sich aber nun die Anzeichen, daß 
Computersysteme ab einer bestimm- 
ten Größe nicht mehr zuverlässig 
beherrschbar sind und die Sicherung 
des reibungsarmen Betriebs solcher 
Großrechenanlagen nur mit enormen 
Aufwendungen an Zeit und Arbeits- 
kraft möglich ist. Große Programme 
für Computer werden heute nicht sel- 
ten von hunderten Programmierern 
geschrieben, wobei jeder nur eine 
bestimmte Teilaufgabe löst. Erst das 
Zusammenspiel all dieser Teile ergibt 
( zumindest theoretisch ) ein funkti- 
onsfähiges Programm. Real ist es aber 
so, daß der größte Teil der Erarbei- 
tungszeit eines Programms mit der 
Fehlersuche verbracht wird. Daß hin- 
terher ein wirklich fehlerfreies Pro- 
gramm rauskommt, glauben nicht mal 
mehr die unverbesserlichen Optimi- 
sten. Es wird wie gesagt zu komplex. 

In letzter Zeit häufen sich die Mel- 
dungen über gescheiterte Projekte 
großer Datenbanken und Flugbu- 
chungssysteme, bei denen zwar die 
Teilprogramme funktionieren, aber 
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beim Zusammenspiel nichts mehr so 
richtig klappt. Getestet wird häufig 
nur nach dem Black-Box-Prinzip, also 
Daten rein, Programm laufen lassen, 
nachschauen, ob das Ergebnis den 
Erwartungen entspricht. Wenn nicht, 
wird halt so lange herumgedoktert, bis 
keine Fehler mehr auftreten. Die rich- 
tig tiefgreifenden Fehler, die dann 
irgendwann zum Zusammenbruch des 
ganzen Systems führen, treten erst 
während des langfristigen Praxisbe- 
triebs auf. Dann allerdings mit oft ver- 
heerenden Folgen. Wenn mensch sich 
überlegt, wo überall inzwischen 
Rechner stehen und wie abhängig die 
Menschen in der nördlichen Hemis- 
phäre inzwischen von ihnen sind ... 

Versicherung, Sozialamt, Armee, 
Krankenhaus, Verkehrslenkung, 
Gehalt und Lohn, Telefon ... 


Eine blinde Computerfeindlichkeit 
ist bei der Beschäftigung mit diesem 
Problem genauso schädlich wie blinde 
Technikgläubigkeit. 

Es erscheint dringend notwendig, 
daß sich emanzipatorische Bewegun- 
gen und Gruppen eigene kritische und 
konstruktive Ansätze zum Umgang 
mit Computern erarbeiten, da sie in 
den nächsten Jahren zunehmend mit 
den Langzeitfolgen dieser Technolo- 
gien konfrontiert werden. 

Dabei sollte es sowohl um die Kri- 
terien zur Anwendung derartiger 
Techniken im eigenen Bereich, als 
auch um die kritische und sachlich 
fundierte Beobachtung und Kommen 
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..tierung neuer Entwicklungen 
gehen. 

Es wäre Unsinn, aus ideologischen 
Gründen auf die Anwendung von 
Sachen zu verzichten, die die alltäglı- 
che alternative Kleinarbeit erleichtern 
und mehr Platz für eigene Kreativität 
und Aktivität lassen. Neue Kommuni- 
kationsmedien wie die dezentralen 


Computernetze ( Zerberus,ComLink 


etc. ) ermöglichen eine wesentlich 
effektivere Kommunikation und 
Mobilisierung als konventionelle Ver- 
breitungstechniken. Sie sollten nicht 
ungenutzt bleiben. 

Es muß aber auch immer die Frage 
nach dem warum und wozu gestellt 
werden. Der Computer muß immer 
für den Menschen Werkzeug sein, 
nicht umgekehrt. ltc. 


Die Machenschaften des Herrn Diestel 


Von Mai bis Oktober 90 hat der 
damalige Innenminister der DDR Die- 
stel Koffer voller “operativer Vor- 
gänge” mit Materialien über die 
Kooperation der Stasi mit der RAF an 
die “richtigen Adressen” in der Bun- 
desrepublik übergeben, diese lauten 
Bundeskriminalamt, Bundesanwalt- 
schaft und Bundesverfassungsschutz. 

Der “hilflose” Minister hatte nach 
eigenen Aussagen kein Vertrauen 
mehr zu den Stasi-Mitarbeitern, die 
auch die Kripo durchsetzten, um mit 
ihnen zu kooperieren. Die westdeut- 
schen Geheimdienste schienen ihm 
wesentlich vertraulicher. So mangel- 
haft kann sein Vertrauen nicht gewe- 
sen sein, denn dieser Mann schlug 
kurz nach seinem Amtsantritt als 
Innenminister den ehemaligen Chef 
der Auslandsspionage Markus Wolf 
als seinen Sonderberater vor. Diesen 
beispiellosen Einfall mußte er auf 
Grund heftiger Proteste fallen lassen. 
So griff Diestel auf weniger promi- 
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nente Stasi-Größen zurück. Der Erste 
Stellvertreter des ehemaligen Armee- 
Generals Dickel und Leiter der Volks- 
polizei, Lothar Ahrendt, wurde zum 
Berater im Innenministerium ernannt. 
Als Leiter der Zentralabteilung des 
MdI wurde der ehemalige Kampf- 
gruppenverantwortliche des DDR- 
Innenministeriums Karl-Heinz 
Schmalfuss erkoren. Ein weiterer 
früherer stellvertretender Innenmini- 
ster, der für den Strafvollzug zu DDR- 
Zeiten verantwortlich war, wurde als 
Abteilungsleiter für die Zusammenar- 
beit zwischen Bund und Ländern ein- 
gesetzt. Volkspolizei-General Dirk 
Bachmann war ein unentbehrlicher 
Mitarbeiter Diestels geworden. Er 
war als Leiter der Volkspolizei bereits 
ein vertrauter Berater Honeckers. 
Ergänzend wäre an dieser Stelle noch 
hinzuzufügen, daß mindestens 3700 
ehemalige Stasi-Mitarbeiter unter 
anderem aus dem Bereich der Terro- 
rismusbekämpfung im Innenministe- 
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rum des Herrn Diestel tätig 
waren,weil er nicht zulassen konnte, 
“daß so viele gut ausgebildete, an Dis- 
ziplin gewöhnte Menschen, die mit 
Waffen umgehen können, völlig per- 
spektivlos herumirren.” 

Wiederholt wurde Diestel von 
Mitgliedern der Volkskammer und 
von Bevölkerung aufgefordert, sein 
Ministerium zu säubern und die 
Volkskammerabgeordneten zu über- 
prüfen. Das wies er stets dezent 
zurück mit der Begründung, keinen 
Zugang zu den Akten des MfS/AfNS 
zu haben und daß ihm dazu auch jeg- 
liche Rechtsgrundlage fehle. “Ich 
kann als Innenminister keine eigenen 
Recherchen durchführen. Das wäre 
rechts- und verfassungswidrig. 
Genausowenig habe ich Zugang zu 
den Akten” so Diestel. Das ist 
schlicht und einfach gelogen. Mat- 
thias Büchner vom Erfurter Bürgerko- 
mitee berichtete, daß am 8.August 90 
Vertreter des Zentralen Kriminalam- 
tes Berlin mit entsicherten Schußwaf- 
fen in das Erfurter Stasi-Archiv ein- 
drangen und unter anderem Akten des 
General Neiber, die gesamte Kartei 
über RAF-Leute und andere interna- 
tionale Terroristen mitnahm, um diese 
einer Spezialabteilung des Bundeskri- 
minalamtes und des Verfassungs- 
schutzes zu übergeben. Das geschah 
im Auftrag des ehemaligen Innenmi- 
nisters Diestel. Er verfaßte während 
seiner Amtszeit sogar einen Gesetz- 
entwurf, der die Namensnennung ehe- 
maliger Stasi-Mitarbeiter unter Strafe 
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stellen sollte und beschnitt den Mitar- 
beitern des Auflösungskomitees den 
Zugang zu den MfS-Akten. Ebenso 
bestätigte der Leiter des staatlichen 
Komitees, Günher Eichhom, daß Die- 
stel Recherchen durchführen ließ. 
Wer hätte denn diesen Mangel an 
gesetzlichen Grundlagen einklagen 
können, wenn nicht er? Wer war denn 
verantwortlich für das Auflösen die- 
ses ominösen Minsteriums und für das 
Aufdecken der Strukturen und 
Arbeitsweisen des Staatssicherheits- 
dienstes? In wessen Händen lag die 
irreversible Möglichkeit mit der Ver- 
öffentlichung von Namen und Unter- 
lagen klare und damit eindeutige Ver- 
hältnisse zu schaffen und jeglichem 
heute noch bestehendem Mißtrauen 
die Basis zu entziehen. Mit der wirk- 
lich in Angriff genommenen Auflö- 
sung des MfS/AfNS hätte er den Ver- 
kauf von hochbrisantem Material und 
Personendossiers an westliche 
Geheimdienste und Medien stoppen 
und die weitere Erpreßbarkeit der ehe- 
maligen Angehörigen des MfS, 
bespitzelter Personen und westlicher 
Politker verhindern können. Ebenso 
hätte er das Sichern von Positionen 
der Stasi-Mitarbeiter in Betrieben 
und  Dienstleistungseinrichtungen 
(bspw. Post und Polizei) unterbinden 
können, die heute ihre ehemaligen 
Kollegen entlassen. Für die aufkom- 
menden Rachegefühle dieser Entlas- 
senen gegenüber ihren Vorgesetzten 
und wachsenden Unmut in der Bevöl- 
kerung trägt das verantwortungslose 
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are a Ir 
— 


"Man soll mir nicht nachsagen, daß ich als Melker nur etwas vom Kuhhandel verstehe." 


Verhalten dieses Mannes wesentlich 
bei. Wir sollten nicht in dem beruhi- 
gendem Glauben schwelgen, daß 
diese Zusammenballung politischer 
Macht nicht mehr existiert. Nach 
Aussagen ehemaliger Offiziere der 
Staatssicherheit und Mitarbeitern der 
Auflösungskomitees schließen sich 
immer noch ehemalige Anghörige 
des MfS in kleinen Gruppen zusam- 
men, um an konspirativen Treffpunk- 
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ten Informationen auszutauschen und 
sich gegenseitig in Betrieben und 
öffentlichen Einrichtungen in Posten 
zu heben. 

Diestel beging Rechtsbruch, um 
die Öffentlichkeit und die Volkskam- 
mer zu hintergehen. Als Glanzlei- 
stung seiner Karriere verkauft er das 
Aufdecken der untergetauchten RAF- 
Aussteiger. In der Öffentlichkeit gab 
er das auch noch als seine eigene Lei 
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stung heraus und verschwieg dabei die 
Zusammenarbeit mit Oberst Franz, dem 
ehemaligen Leiter der HA XXII (Terro- 
rismusbekämpfung) und dessen Stell- 
vertreter Oberstleutnant Voigt, die ihm 
die Stasi-Akten ihrer RAF-Schützlinge 
übergaben und dafür 500.000 DM 
Belohnung erhielten. Ob nur Voigt und 
Franz dieses Geld kassierten, ist jedoch 
nicht sicher. Meinem Gedächtnis drängt 
sich die Erinnerung auf, daß Herr Die- 
stel ein Haus am Zeuthener See für 
200.000 DDR-Mark erwarb, das er 
sogleich mit einer hohen Mauer umbau- 
en ließ. Kredite konnten in dieser Höhe 
von einem DDR-Normalbürger nicht 
ohne weiteres in Anspruch genommen 
werden. 

Die Enttarnung der Terroristen war Die- 
stel angeblich ein wichtiges Anliegen. 


Diejenigen, die diese Camouflage 
ermöglichten, die Terroristen ausbilden 
ließen und als Spione benutzten, blieben 
Monate unbehelligt. Sie fühlten sich in 
der DDR so sicher, daß sie nicht einmal 
das Land verließen. Spätestens unter 
Diestel hätten hochrangige Führungska- 
der der Staatssicherheit wie Großmann 
und Neiber,Franz und Voigt verhaftet 
und Strafverfahren beantragt werden 
müssen. Der mit Haftbefehl gesuchte 
Stasioffizier Voigt konnte bisher den 
bundesdeutschen Fahndern entkom- 
men. Auf seine Ergreifung hat die Bun- 
desanwaltschaft Karlsruhe 10.000 DM 
Belohnung ausgesetzt. Mal sehen, wel- 
cher Innenminister jetzt fündig wird. 

Hella 


(Eine Liste der von Diestel seinerzeit ins Innen- 
ministerrum übernommenen Stasileute im 
Anhang) 


Alle Vierteljahre wieder - 
Rekrutenverabschiebung 


Wieder waren Kriegsgegner zum 
Einberufungstag am 1. Juli auf Bahn- 
höfen aktiv. Das Anliegen besteht 
zum einen darin, Rekruten sozusagen 
auf den letzten Pfiff über deren legale 
und illegale Möglichkeiten der Ver- 
weigerung und deren Folgen aufzu- 
klären. Zum Stellen eines Antrag auf 
Kriegsdienstverweigerung (KDV) ist 
es nun höchste Eisenbahn. 

Entsprechende Informationsblätter 
und Broschüren (z.B. die von der 
Graswurzelwerkstatt Köln erarbeite- 
ten “Informationen für unzufriedene 
Soldaten”) wurden verteilt. Einige 
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KDV-Berater fuhren auch ein paar 
Stationen mit, um mit den Rekruten 
zu sprechen. Oft war dabei festzustel- 
len, daß diese über Verweigerungs- 
möglichkeiten nicht informiert sind. 
Oder die Kreiswehrersatzämter gaben 
Falschinformationen. Besonders ehe- 
malige NVA-Militärs, die vielleicht 
gar noch für eine andere DDR-Über- 
wachungsmaschinerie tätig waren, 
drohten in gewohnter Manier mit 
Repressalien, falls ein (laut Grundge- 
setz Art. 4/3 jederzeit legaler) KDV- 
Antrag gestellt würde. Und die Rekru- 
ten, verstrickt im ddr-deutschen 
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Untertanengeist, äußern selbstunsi- 
‚cher: “Ich will ja nicht schon wieder 
einen schwarzen Punkt in meiner 
Akte haben.” (Originalzitat!) 

Zum anderen ist es Absicht, die 
Einberufungen an der Schnittstelle 
vom normalen zum militärischen 
Leben zu behindern. Phantasievoller 
gewaltfreier Widerstand gegen das 
Militär. Was heißt, die Zugabfahrt zu 
blockieren, sich auf die Gleise zu set- 
zen oder in letzter Minute die Not- 
bremse zu ziehen. (Besonders interes- 
sant sind dabei die Handradbremsen 
neben den Toiletten) In Berlin ver- 
zichtet die Bundeswehr seit April dar- 
auf, Rekrutensonderzüge fahren zu 
lassen. So werden normale Reisende 
als Geiseln für die Zwangsrekrutie- 
rungen benutzt. Nichtsdestotrotz 
wurde blockiert und informiert. Auch 
mit dem Erfolg, daß einige Rekruten - 
in Suhl sollen es gleich 6 gewesen 
sein - wieder kehrt machten. 

In Berlin sind seit Januar 91 
Blockaden auf dem Hauptbahnhof 
und Bahnhof Zoo bereits Tradition. 
Im Januar noch spontan per Handzet- 
tel (wie in alten DDR-Zeiten) organi- 
siert, wurde der Militärsonderzug 17 
Minuten lang aufgehalten. Als nach 
40 Minuten Polizei eintraf, war der 
Zug bereits abgefahren (rückwärts). 
Von den ca. 50 BlockiererInnen war 
außer ein paar Flugis nichts mehr zu 
sehen. 

Am 2. April standen vor und hin- 
ter dem Zug BlockiererInnen. 4 der 
300 wurden kurzzeitig festgenom- 
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men. Aber ein Zug wurde ganze 2 
Stunden aufgehalten. Auf dem Bahn- 
hofsvorplatz wurde mit Hilfe eines 
Lautsprecherwagens eine Kundge- 
bung abgehalten. Auch theatralische 
Aktionen, z.B. das beliebte Spiel 
“Hase und (Feld-)jäger”, Maskierun- 
gen, Transparente und Graffittis ver- 
deutlichten das Anliegen. Einer sang 
antimilitaristische Songs zur Gitarre 
in der Bahnhofshalle, wurde von 
Bahnbeamten, die dies wohl für 
Erwerbstätigkeit hielten, aber immer 
wieder weggeschickt. Presse und 
Fotografen waren zahlreich erschie- 
nen. Trotzdem rempelte die Polizei 
bei der Bahnsteigräumung und ver- 
drehte schon mal ein Handgelenk 
unterhalb der Sichtgrenze. 3 Rekruten 
stiegen nicht in die Züge. Etwa 15 
stellten in den Kasernen KDV -Anträ- 
ge. Auch in Königs-Wusterhausen 
machten zwei kehrt: Kai-Uwe und 
Sven schickten KDV-Anträge ans 
Kreiswehrersatzamt und hielten sich 
wie empfohlen nicht an der Meldea- 
dresse auf. Nach 20 Tagen wurden 
deren Einberufungsbefehle kommen- 
tarlos zurückgezogen. (Kai-Uwe ließ 
es sich allerdings nicht nehmen, in der 
Wohnung seiner Mutter ein Bad zu 
nehmen, was ihm eine Festnahme 
durch Feldjäger und Polizei und 5 
Tage Bundeswehrarrest einbrachte) 
Inzwischen beschäftigte sich der 
Innenausschuß des Berliner Senats 
mit dem Problem. Aber anstatt zu der 
Erkenntnis zu gelangen, daß die 
Wehrpflicht als Nötigung junger 
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Menschen wieder abgeschafft gehört, 
ließen sie am 1. Juli die Bahnsteigzu- 
gänge absperren. Eingesetzt wurden 
Polizei, Bahnpolizei, Reichsbahnbe- 
amte und Zivibullen im markanten 
Stasi-Outfit der 60er Jahre. (Einer sah 
gar aus wie der Zwillingsbruder von 
Harry Tisch) Was Reisende zu Kom- 
mentaren veranlaßte wie:”Müssen sie 
die Rekruten jetzt schon mit der Poli- 
zei einfangen?” Für die Passanten und 
Reisenden gab es übrigens extra Flug- 
blätter, die den Sinn der Aktion 
erklärten. Wohl wegen der Urlaubs- 
zeit waren diesmal nur 200 Demon- 
stranten erschienen. Einige gelangten 
trotz alledem auf anderen Wegen oder 
mittels Fahrkarte auf die Gleise, unter 
ihnen die Bundestagsabgeordnete 
Jutta Brabandt. Zwei wurden zur Per- 
sonalienfeststellung festgenommen. 
Zwei Züge wurden diesmal 8 bis 20 
Minuten lang aufgehalten. Auf dem 
Bahnhof liefen zu Hauf Stoltenberg- 
masken umher, andere trugen Blau- 
helme mit der Aufschrift “UNO O 
NO”, Die Bahnhofshalle war verziert 
mit Plakaten wie “Eine Mordstruppe - 
die Bundeswehr”. Auch der Lieder- 
macher durfte diesmal ungestört in 
dieser singen. Und über den Vorplatz 
dröhnten “Ton Steine Scherben” mit 
“Keine Macht - für Niemand” u.ä. 


Immer mehr Totalverweigerer 
Zum Einberufungstag am 1.7.91 


traten mindestens 6 Berliner nicht in 
den Kasernen an. Lars Walter, Enrico 
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Lakomsky und ein Dritter beabsich- 
tigten in den Kasernen nachträglich 
KDV-Anträge zu stellen, da sie über 
diese Möglichkeit erst bei der Rekru- 
tenverabschiebungsaktion auf dem 
Hauptbahnhof informiert werden 
konnten. Gegenüber zwei weiteren 
Verweigerern wurden nach unserer 
Informationsveranstaltung in der 
Gethsemanekirche die Einberufungs- 
befehle wieder zurückgezogen. Sie 
hatten geklagt bzw. Arbeitgeber 
bestanden auf deren Unabkömmlich- 
keit. 


Sascha Wahl, 21jähriger Maschi- 
nen- und Anlagenmonteur aus OÖstber- 
lin sollte bereits am 2. April ein- 
rücken, eine Nachmusterung ergab 
trotz Wirbelsäulenschadens Tauglich- 
keitsgruppe 3, S. versäumte, dagegen 
Widerspruch einzulegen, er hatte auch 
einen KDV-Antrag gestellt, den er 
aber nicht vervollständigte und wieder 
zurückzog, da er sich der Wehrpflicht 
als solcher verweigert, was auch fol- 
gerichtig aus seinem Engagement für 
Natur- und Jugendarbeit erwächst. 
Kurzfristig (1 Woche) wurde er zum 
1.7.91 einberufen. Eine Verwaltungs- 
klage gegen diese Kurzfristigkeit 
wurde abgewiesen. Wahrscheinlich 
eine Machtprobe der Militärs, denn 
Sascha arbeitet im Freundeskreis 
Wehrdiensttotalverweigerer mit. S. 
hat keinen Bock auf die übliche Ver- 
fahrensweise der Bundeswehr, Total- 
verweigerer in Vorverurteilungsarrest 
zu stecken und tritt nicht freiwillig an. 
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Am 3. 7. 91 erreichte seine Eltern 
noch folgendes Telegramm: 


+++herr wahl, sie sind ab 01. 07. 
1991 zum ableisten ihres wehrdien- 
stes nach 6580 idar-oberstein, artelle- 
rieschule, roem 10, inspektion einbe- 
rufen. dieser pflicht sind sie nicht 
nachgekommen, melden sie sich 
umgehend. tel.-nr.: (08781) 25021, 
app 317 

1.a. gez. conen hptfw+++ 

Er selbst ist erst mal in den Urlaub 
abgetaucht, da er sowieso seit 30. 6. 
91 arbeitslos ist. 

Laßt Euch schon mal Unterstütze- 
raktionen einfallen bzw. siehe Prozeß- 
kostenhilfsfond! | 


Ernst Steinhauer, (23) aus Ost- 
berlin, geht nach seinem Einberu- 
fungstermin weiterhin seiner Tätigkeit 


als Krankenpfleger nach und führte : 


nach dem 1. Juli zwei Wochen lang 
vom Kampagnenbüro aus eine telefo- 
nische Diskussion mit dem Komman- 
danten der für ihn vorgesehenen 
Kaserne in Hamm. Dabei erwies sich 
der Kommandant als durchaus 
zugänglich für die Argumentation 
Totalverweigerung und gewöhnte sich 
auch bald ab, Ernst “Kamerad” zu 
nennen bzw. ihm Befehle zum Dienst- 
antritt zu erteilen. Allerdings müsse 
ein Truppendienstgericht entscheiden, 
ob die Feldjäger ihn in den Arrest 
holen. Insbesondere überzeugte Ernst 
den Kommandeur davon, daß eine 
Arrestierung eine Vorverurteilung 
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darstellt. Einem Gerichtsprozeß, der 
die Wehrpflicht thematisiert, will er 
sich gern stellen. Schließlich ist er 
kein Drückeberger. Zivildienst stellt 
für ihn u.a. eine Arbeitszerstörungs- 
maßnahme dar. Selbst in der häusli- 
chen Krankenpflege beschäftigt, ist er 
der Meinung, daß eine sinnvolle 
Tätigkeit keinerlei Zwang braucht. 


Emmst erklärt: 

“Ich will keine Wehrpflicht erfül- 
len 

Es gibt für mich den fundamenta- 
len Grund einer Verweigerung 
gegenüber dem Militär. Er ist 
gewachsen mit den Grundsätzen für 
mein Leben. Diese sind u.a. seit lan- 
ger Zeit: Keine Gewalt, kein Rauchen, 
kein Alkohol, kein Autofahrer wer- 
den, kein Fleisch fressen. Na klar gibt 
es noch mehr Sachen bei denen ich 
mir wünschen würde, daß ich sie täte. 

Nun sind dies Grundsätze, mit 
denen ich recht gut leben kann. Heikel 
wird es, wenn jemand meint, ich 
müßte dies ändern oder mich in diesen 
Grundsätzen belästigt. Autofahrer 
provozieren durch Gestank, Lärm, 
Hektik u.a. Da werde ich als Radfah- 
rer aktiv gegen diesen Wahn. Ich 
fahre zu kommunalen Verkehrspla- 
nungsdiskussionen, Demonstrationen 
u.a. 

Jetzt kommt noch jemand und 
sagt, ich müßte doch mal Gewaltan- 
wendung lernen - die Bundeswehr - 
der große Ärger - die lassen nicht 
locker und ich werde immer aktiver 
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Th. Th. Heine: Der Kriegsgott im Wandel der Zeiten 


dagegen. Ihre Chance hat die Armee 
verspielt. Es gibt eine Auseinanderset- 
zung. Für diese Auseinandersetzung 
werde ich zu Argumenten genötigt, da 
meine Entscheidung gegen Gewalt als 
solche nicht akzeptiert wird. 
Wehrpflicht erfüllt sich durch den 
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Dienst in der Bundeswehr oder dem 
Dienst für das Bundesamt Zivildienst. 
Beide Dienste sind Zwangsdienste 
und erwarten von mir, daß ich das 
Wirken von Militärs fördere oder 
dulde. Ich bin aber gegen Gewalt bzw. 
ein (in)direktes Verhältnis zum 
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Gewaltakt.” 


Knut Balzer aus Eisenhüttenstadt 

“Mit Erstaunen habe ich den Ein- 
‘berufungsbescheid zum 1.7.1991 ent- 
gegengenommen. Ich habe bereits im 
April 1990 meinen Wehrdienstaus- 
weis beim Wehrkreiskommando 
Eisenhüttenstadt abgegeben und dabei 
unmißverständlich zum Ausdruck 
gebracht, daß ein Wehrdienst für mich 
generell nicht in Frage kommt! 

Ein Ersatzdienst (Zivildienst), der 
seine Begründung im Wehrdienst hat, 
ist für mich nicht akzeptabel. Da ich 
ohnehin in der Diakonie arbeite (Für- 
stenwalde/ Samariteranstalten), sehe 
ich das als ausreichenden Beweis für 


meine Bereitschaft, dem Gemein- 


wohl... zu dienen. 

Kriege und überhaupt Gewalt 
lehne ich grundsätzlich als Form 
irgendwelcher Auseinandersetzungen 
ab. Deshalb gehöre ich dem Freundes- 
kreis der Totalverweigerer an...”, 
schreibt Knut in seinem Widerspruch 
an das Kreiswehrersatzamt Frank- 
furt/O. Dieser wurde aber ignoriert, 
sodaß Knut mit einer Woche Verspä- 
tung in die Kaserne nach Bayern fuhr, 
um die Auseinandersetzung dorthin 
zu tragen. Zwei Tage lang rätselten 
die Militärs, was sie mit dem alle 
Befehle verweigernden Ostler machen 
sollen. Schließlich steckten sie ihn für 
einen Tag in den Arrest. Die Nachmu- 
sterung ergab, daß sein eines Auge so 
stark sehgeschädigt ist, daß der Ste- 
reoeffekt gestört ist. Er wurde erbis 1. 
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August krankgeschrieben und ist 
danach wahrscheinlich dienstuntaug- 
lich. 


Dirk Donath aus Ostberlin stellte 
einen KDV-Antrag, nachdem er kurz- 
fristig ohne Vorankündigung einberu- 
fen worden war. Per Telefon versuch- 
te er 10 Tage lang seine Situation dem 
Kommandanten der “Pommernkaser- 
ne” Wolfhagen (Panzergrenadierba- 
taillon 62) zu erklären, aber keiner der 
dortigen Militärs fühlte sich zuständig 
geschweige denn verantwortlich. 


Stefan Koley aus Bernau fuhr mit 
4 Tagen Verspätung in die Kaserne, 
auch er hatte keine Anhörung gewährt 
bekommen. Zum Wochenende wurde 
er beurlaubt und, als er am Montag 
wiederum alle Befehle konsequent 
verweigerte, nach Hause geschickt. 
Einen KDV-Antrag hatte er kurz nach 
Erhalt der Einberufung gestellt. 


Ralph Sköries, Berlin-Ost (23, 
Dachdecker) 

erhielt eine Vorankündigung zur 
Einberufung. Nachstehend seine Ant- 
wort ans Kreiswehrersatzamt: 


"Ich war überrascht über ihr 
Schreiben vom 26. 4. diesen Jahres, 
mich zum 1. 7. 1991 einzuberufen. 

Anscheinend muß ihnen das Kreis- 
wehrersatzamt Schwerin nicht alle 
über mich angelegten Unterlagen 
zugesandt haben, da sie sonst in 
Kenntnis wären über meine An- bzw. 
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VIEL L ZEIT 
WENIG 
ZEITUNG 


Verschenken Sie deshalb den Telegraph 
für DM 27,- jährlich oder'DM 14,-:halb- 
jährlich an Menschen im Knast! 


Ein Knastabo ist billiger als ein normales! 


Spenden Sie an: 

Freiabonnements für Gefangene e.V. 
Berliner Volksbank 

BLZ 100. 900.00 

Konto-Nr. 26 011'604 

Kennwort: Telegraph 


Jede Spende ist steuerlich absetzbar! 


Freiabonnements für Gefangene e.V. 
Dominicusstrasse 3 

1000 Berlin 62 

Telefon 030 - 784 75 96 
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Absichten, was die Zwangsverpflich- 
tung in die Armee irgendeines Staates 
betrifft. 

Hiermit informiere ich auch Sie, 
daß ich als aufgeklärter und mündiger 
Mensch mich keinem Kriegs- oder 
anderen Zwangsdiensten unterwerfe. 
Außerdem bin ich der Ansicht, daß 
infolge des Entspannungsprozesses 
zwischen Ost und West eine Armee 
von Wehrpflichtigen überflüssig 
geworden ist. 

Als kämpfendes Mitglied eines 
Friedenskreises und des Freundes- 
kreises  Wehrdiensttotalverweiger- 
/Innen. 

Ralph Sköries” 


Das KWEA fragte dumm zurück, 
ob dies ein KDV-Antrag sein solle, 
und berief Raffo zum 1.7.91 erst ein- 
mal nicht ein. 


In Erfurt haben sich zwei Total- 
verweigerer, die am 2. April 91 zum 
Bundeswehrdienst antreten sollten, 
für ein Leben im Exil entschieden. 


Sascha Braumann, Berlin-Ost 

Sascha erhielt seine Entlassungs- 
papiere von der Bundeswehr zuge- 
schickt, da er einfach keinen Bock 
hatte, deshalb extra nochmal nach 
Essen zu reisen. Das Ermittlungsver- 
fahren läuft noch. Bisher ist aber noch 
kein Prozeßtermin in Aussicht. Dafür 
soll er sich aber einen Zivildienstplatz 
zum 1. September suchen. Da ist das 
BAZ fix. Sein Arbeitgeber kündigte 
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ihm wegen Abwesenheit - die Zeit als 
S. auf seine Entlassung aus der BW 
wartete. Zudem könnten sie ihn auf 
der Arbeitsstelle eh nicht gebrauchen, 
wenn er jetzt noch zum Zivildienst 
muß und zudem noch der Strafprozeß 
ansteht. 


Mark Wiesenthal, Berlin-Ost 

Mark erhielt bisher seine 2. Auf- 
forderung, seinen Zivildienst, den er 
im Januar nach 4 Monaten abgebro- 
chen hatte, wieder aufzunehmen. Die 
Übergabe des Falls an die Staatsan- 
waltschaft wurde M. Mitte Juni mit- 
geteilt. Von seiner Arbeitsstelle 
gekündigt, begann er am 1. Juli eine 
ABM-Stelle in der Umwelt-Biblio- 
thek Berlin. 


Deserteure 


Von Januar bis Mai 1991 gab es 
im Bereich des in Potsdam stationier- 
ten BW-Territorialkommandos Ost 
bereits 216 Soldaten, die aufgrund 
massiver sozialer bzw. persönlicher 
Gewissenskonflikte oder einfach weil 
sie die Schnauze voll vom Dienst hat- 
ten, sich aus den Kasernen absetzten. 
Diese Anzahl jedenfalls wurde von 
den Feldjägern gefaßt und zurückge- 
bracht. Anzunehmen ist daher eine 
noch größere Anzahl Entfernungen 
von der Truppe. 

Der 24jährige Baufacharbeiter 
Dirk Brunner aus Ostberlin war seit 
Mai 9 in der Bernauer NV A-Kaserne 
“Alte Försterei”. Ab Oktober war er 
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abwesend und wurde Ende April ver- 
haftet. Im Juni sei er in die U-Haft 
Moabit gekommen. Leider gibt es von 
seinen Freunden keine weiteren Nach- 
richten zum Stand der Dinge. 
Wichtig für jeden geflüchteten 
Soldaten ist, daß er sich nicht an sei- 
ner Meldeadresse aufhält, um nicht 
vorzeitig “abgegriffen” zu werden. Da 
es als Alternative zum jahrelangen 
Leben in der Illegalität bzw. im Aus- 
land nur das Stellen eines KDV- 
Antrages gibt, ist das Aufsuchen einer 
Beratungsstelle dringend geboten. 


ProTot = Prozeßkostenhilfe 
Totalverweigerung 


Ein Solidaritätsfond zur Unterstüt- 
zung von Totalverweigerungen ist in 
Berlin am Entstehen. Gefördert wer- 
den sollen alle Fälle, bei denen die 
totale Verweigerung des Kriegsdien- 
stes zur Androhung von bzw. zur 
Strafverfolgung selbst führt. Ein- 
schränkungen ergeben sich aus der 
jeweiligen Finanzkräftigkeit des Pro- 
Tot-Fonds, sowie der finanziellen 
Situation des Hilfesuchenden (Ver- 
trauensbasis). Eingefordert vom Hil- 
fesuchenden werden Kopien des 
Schriftwechsels mit den Militär- und 
Gerichtsbehörden und ein Erfahrungs- 
bericht. Die Durchsetzung von 
Grundsatzurteilen wird besonders 
gefördert. 

Bei Entscheidungen wird das 
Konsensprinzip angewandt. 

Kontakt: c/o IdK, Mehringhof, 
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Gneisenaustr. 2A, W-1000 Berlin 
61, freitags 16 - 18 Uhr 

Konto: 209090, Ökobank e.G. 
Bankleitzahl 500 90 100 


Es kann also ab sofort massiv auf 
obengenanntes Konto eingezahlt wer- 
den!! Sinnvoll wären auch weitere 
regionale Fonds. gh 


Albtraum: Münsingen ohne Armee 


Auf der Schwäbischen Alb, etwa 
40 Kilometer von Tübingen entfernt, 
ist ein Gelände von über 6500 Hektar 
für die deutschen und französischen 
Männer zum Krieg Üben reserviert. 
Außer ihnen dürfen nur Schäfer und 
Landwirte die wunderschöne Land- 
schaft betreten - mit Sondergenehmi- 
gung. 

1895 war der Truppenübungsplatz 
eingerichtet worden. 1914 wurden 
150.000 Soldaten im Eildurchlauf 
kriegsfertig gemacht. Zudem diente 
der Sperrbezirk als Gefangenenlager. 
1939 wurde das Areal ausgeweitet. 
Die Bevölkerung von Gruorn, einem 
Ort mit 6000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern, mußte ihr Dorf verlas- 
sen. Nach Ende des Zweiten Welt- 
krieges wurde Gruorn kurzzeitig von 
AussiedlerInnen bewohnt. Diese wur- 
den jedoch auch wieder wegge- 
schickt. 1949 versuchte der Landtag 
durch eine Eingabe zu erreichen, daß 
das Gelände an die umliegenden 
Gemeinden zurückgegeben wird. 
Diese Bemühungen waren umsonst. 
Seither haben die Franzosen die 
Hoheit über das Terrain. Ab 1957 
kam die Bundeswehr, die dort jährlich 
25 000 Soldaten das Töten üben läßt. 
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Für die angrenzenden Gemeinden ist 
die Lärmbelästigung unerträglich, so 
daß im Januar 91 der Münsinger 
Gemeinderat beschloß, die 
Schließung des Truppenübungsplat- 
zes zu fordern. Der Bürgermeister 
hatte 1990 schon zweimal beim Ver- 
teidigungsministerium vorgespro- 
chen. Daraufhin wurde die Schießerei 
zeitlich eingegrenzt: nicht mehr am 
Sonntag und nicht mehr nachts. 

Bei einem Treffen der LEBENS- 
LAUTE - Gruppe Süd im Sommer 90 
wurde beschlossen, zum Thema 
“Bundesrepublik ohne Armee” zu 
arbeiten. Die Idee, den Truppenü- 
bungsplatz zu bevölkern und für zwei 
Tage mit sinnvollen Aktivitäten zu 
füllen, wurde diskutiert und bei weite- 
ren Treffen genauer ausgetüftelt. 
Während des Golfkrieges organisier- 
ten die LEBENSLAUTEN spontan 
eine Konzertblockade vor der Air- 
Base in Frankfurt mit Mozarts Requi- 
em und Trauermusik von Hindemith. 
Und vor der sogenannten Bodenoffen- 
sive wurde das Eucom in Stuttgart 
musikalisch bis zur Räumung dicht 
gemacht. Während dieser Zeit liefen 
die Vorbereitungen für die Alb- 
Traum-Aktion auf Sparflamme. Der 
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Krieg bestärkte in der Forderung der 
Kampagne “Bundesrepublik ohne 
Armee” angesichts der direkten Betei- 
ligung der BRD durch Bereitstellen 
von Satellitenverbindungen, Panzern, 
Mammon..... 

Am Sonntag, den 16. Juni 91 um 
10.30 Uhr gingen wir also in einem 
langen Zug von über hundert Men- 
schen auf dem Fußweg Richtung Gru- 
orn. Die Militärs hatten mit Panzer- 
sperren den Weg für Fahrzeuge 
unpassierbar gemacht und zusätzlich 
ein weiß-rotes Plastikband gespannt. 
Genüßlich wurde es in Begleitung des 
LEBENSLAUTE-Kanons schnipp- 
schnapp durchgeschnitten. Zivilpoli- 
zisten schauten zu, wie die Kontrabäs- 
se und Fahrradanhänger über die 
Sperre gehoben wurden. Der Hımmel 
war bewölkt, und kaum waren die 
meisten im Sperrbezirk, kam das kalte 
Naß von oben. Im strömenden Regen 
ging der Zug durch Dreck und Matsch 
auf die strahlend weiße Kirche von 
Gruorn zu, neben dem Schulhaus das 
einzige Gebäude, das nicht beim Häu- 
serkampf Üben zerschossen wurde. 

Unter Regenschirmen begann das 
Konzert mit dem Chor “Die mit Trä- 
nen säen” von Heinrich Schütz. (Auch 
eine feuchte Angelegenheit). Nach 
einem theatralisch inszenierten Zwie- 
gespräch zwischen Rebhuhn und 
Krähe, die ihre Meinung zu dem 
Unsinn des Truppenübungsplatzes 
und für einen Naturpark kundtaten, 
folgte von Hanns Eisler die “Kantate 
gegen den Krieg”. 
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Viele Gruppen und Einzelperso- 
nen aus dem weiteren Umkreis waren 
da: Peace Pilgrimage, Vegetarier- 
bund, AK Wald Tübingen, Arche- 
Freundeskreis, Mangrove, deutsche 
Reformjugend, Ökogroßhandel PAX- 
AN, Anti-Golfkriegs-Komitee und 
LEBENSLAUTE. 

Ein Ziel, nämlich möglichst viele 
Leute zu diesem Tag einzuladen, war 
erreicht: der Dorfrest Gruorns wurde 
wiederbelebt mit trotz Regen gut 
gelaunten Kindern, Frauen und Män- 
nern. Insgesamt waren es zweihundert 
BesucherInnen, die die Grenze über- 
schritten hatten. Nur aus den umlie- 
genden Dörfern hätten es mehr sein 
können. 

Die Franzosen ließen das Ganze 
ungestört passieren. Zwei Tage unbe- 
helligt auf dem Truppenübungsplatz 
verbringen zu können - das allein war 
schon ein Erfolg. 

Fünfzehn Personen übernachteten 
neben dem alten Schulhaus in Zelten. 
Am späten Abend fuhr eine französi- 
sche Gendarmerie-Streife vor und 
kurbelte das Fenster herunter: “Guten 
Abend, wie gehts? Brauchen Sie.noch 
etwas?” war der knappe Wortwechsel. 
Und schon waren sie in der Dunkel- 
heit verschwunden, die “amis fran- 
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cais”. 

1992 übernimmt die Bundeswehr 
das Gelände von den Franzosen. 
Unter eigener Regie kann dann auf 
der Alb weiterhin der Krieg geübt 
werden. Ob eine antimilitaristische 
Aktion dann so ungestört verlaufen 
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wird, bleibt fraglich. 

Die am Alb-Traum “Münsingen ohne 
Armee” beteiligten Gruppen fordern die 
Rückgabe des Truppenübungsplatzes an 
die Bevölkerung, ein großes Natur- 
schutzgebiet oder Naturpark und die 
Wiederbesiedlung Gruorns als ökologi- 
sches Dorfprojekt. Der Verein “Neue 
Wege in Gruorn”, die AGRET (Arbeits- 
gemeinschaft zur Rezivilisierung von 
Truppenübungsplätzen) und das Öko- 
dorf-Projekt erarbeiten derzeit ein Kon- 
zept. 

Die Bevölkerung um das Sperrgebiet 


herum ist zum großen Teil auch für die 
Befürchtung des Truppenübungsplatzes 
zu haben. Nur über das “was dann” 
gehen Befürchtungen über eine Müll- 
verbrennungsanlage, Golfplatz etc. wild 
durcheinander. Klar ist, daß ihnen ein 
ökologisches Dorfprojekt nicht geheuer 
ist. Wenn das Militär wirklich abzieht, 
wird die Arbeit also erst so richtig los- 
gehen. 

Der lange Atem - er wird nicht nur beim 
Singen gebraucht. 

Kontakt: Barbara Rodi, Eberhardstr. 13, 
7400 Tübingen, Tel.: 07071/31397 


Meldungen: 


Mehr Leukämie-kranke Kin- 
der in Umgebung des AKW 
Krümmel 


(BUND) In der Umgebung des 
Atomkraftwerks Krümmel erkranken 
deutlich mehr Kinder an Leukämie als 
im statistischen Durchschnitt. Im 
Landkreis Harburg wurden seit Ende 
1989 neun Fälle von bösartigen Blut- 
krankheiten registriert, davon allein 
sechs in der niedersächsischen 
Gemeinde Elbmarschen, in der nur 
rund 1 700 Kinder und Jugendliche 
unter 18 Jahren feben. In nur fünf 
Monaten wurden dort vier Leukämie- 
Erkrankungen gemeldet - eine Häu- 
fung, die Prof. Horst Kuni, Mitglied 
der BUND-Strahlenkommission, als 
äußerst alarmierend bezeichnete: 
“Diese Zahlen liegen bis zum Hun- 
dertfachen über dem statistischen 
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Erwartungswert”. 

Da keine sonstigen Ursachen für 
die Leukämiefälle erkennbar seien, 
müsse davon ausgegangen werden, 
daß diese Erkrankungen im Zusam- 
menhang mit dem Atomkraftwerk 
Krümmel stünden. Seit 1983 gibt der 
Sıedewasserreaktor in unmittelbarer 
Nähe der Gemeinde radioaktive 
Schadstoffe an die Umwelt ab. Eine 
ähnliche Häufung von Leukämien bei 
Heranwachsenden ist bereits in der 
Nähe des Siedereaktors Würgassen 
festgestellt worden. Möglicherweise 
würde mehr Radioaktivität frei, als die 
Betreiber mitgeteilt hätten, oder die 
Strahlenempfindlichkeit von Kindern 
und Jugendlichen sei höher, als bisher 
von offiziellen Stellen angenommen 
wird. 

Die Leukämie-Häufungen bestäti- 
gen die Ansicht, daß die mit der 
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Atomkraftwerk verbundenen Gesund- 
heitsrisiken nicht tragbar sind. Wer es 
ernst meint mit Gesundheitsvorsorge 
müsse das AKW Krümmel sofort stil- 
legen. Ziel muß letztlich der vollstän- 
dige Ausstieg aus der Atomenergie 
sein. 


Protest gegen Kraftwerk 


In Rostock erfolgte der Baubeginn 
für das neue Steinkohlekraftwerk 
unweit des Rostocker Hafens. Unver- 
ständnis äußerte die GRÜNE LIGA 
Rostock in einer Presseerklärung über 
die Zustimmung der Bürgerschaft 
zum Bauvorhaben und die Erteilung 
der Baugenehmigung durch das Lan- 
desamt für Natur und Umwelt. Das 
500 MW -Kraftwerk wird danach ohne 
durch die von der EG vorgeschriebe- 
ne _Umweltverträglichkeitsprüfung 
errichtet. Die GRÜNE LIGA hatte 
wiederholt gegen dieses Vorgehen 
protestiert. 


Mahnwache für Mauerpark 


Mitglieder des Netzwerkes 
SPIEL/KULTUR Prenzlauer Berg, 
der GRÜNEN LIGA Berlin und ande- 
ren Initiativgruppen richteten am 8. 
Juni 91 im künftigen Mauerpark 
Prenzlauer Berg als letztes Mittel eine 
Mahnwache ein, um ihre Forderungen 
nach durchgängiger Begrünung des 
ehemaligen Grenzstreifens durchzu- 
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setzen. Bisherige Aktionen blieben 
ohne Resonanz bei den politisch Ver- 
antwortlichen. Die Bürgerinitiativen 
und Verbände fordern ihre generelle 
Einbeziehung in die Planungs- und 
Stadtentwicklungsfragen Berlins. 


Spendenaufruf 


Wir, die Arbeitsgruppe Strafvoll- 
zugsreform und Straffälligenhilfe 
Thüringen e.V., haben uns die Aufga- 
be gestellt, als einziger Verein dieser 
Art, in den fünf neuen Ländern, Straf- 
gefangene während ihrer Inhaftierung 
als auch bei der Wiedereingliederung 
zu unterstützen. Da wir uns nur durch 
Mitgliedsbeiträge und Spenden finan- 
zieren, sind wir auf Hilfe jeder Art 
angewiesen und bitten alle, die uns ın 
irgendeiner Art unterstützen können, 
um Hilfe. Unsere Kontaktadresse ist 
die AG-STRAFVOLLZUGSRE- 
FORM STRAFFÄLLIGENHILFE 
THÜRINGEN E.V., Reiner von Zgli- 
nicki, Elisabethstr.8, Erfurt 5082, 
Tel: 27321; Spendenkonto: 
38831298, Sparkasse Erfurt, BLZ.: 
82054222 
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Dokumentation 


In Fortsetzung der RAF-Diskussion in den letzten Heften dokumentierten 
wir im Folgenden ein Papier einer “Gruppe aus dem Traditionszusammenhang 
der Revolutionären Zellen” vom Juli 1991. 


.„. Tatsächlich kommt uns einiges von dem, 
was militante Gruppen in den letzten Monaten 
gemacht haben, als traurige Karikatur dessen 
vor, wofür mehrere Generationen Militanter 
seit Anfang der 70ger Jahre in diesem Land 
gekämpft haben. 

Wir meinen damit den Beschuß der Bonner 
US-Botschaft durch ein Kommando der RAF, 
Anfang Februar, den Versuch Revolutionärer 
Zellen, die Goldelse von der Siegessäule zu 
sprengen und die Brandstiftung einer RZ im 
Berliner Reichstag vor einigen Wochen. Insbe- 
sondere meinen wir damit das Briefbombenat- 
tentat auf den Berliner Baustadtrat Klein. Da 
aufgrund einer anonymen Erklärung nicht mehr 
ausgeschlossen werden kann, daß die Urheber 
des Attentats aus den Reihen der Linken kom- 
men, halten wir eine selbstkritische Auseinan- 
dersetzung über das Verhältnis von Politik und 
Moral für dringend erforderlich. 

In einer politischen Situation, in der die 
Linke insgesamt fast völlig bedeutungslos 
geworden ist, ist diese Diskussion existentiell. 
Angesichts gesellschaftlicher Marginalisierung 
linker Politik insgesamt und militanter Politik 
im Besonderen, verlangt der Einsatz revolu- 
tionäre Gewaltmittel ein besonderes Maß an 
Verantwortung und Genauigkeit. Ihr Einsatz 
hat in dieser Situation im wesentlichen exem- 
plarischen Charakter. 

Die o.g. Aktionen werden allesamt dieser 
Verantwortung nicht gerecht. Sie nehmen zwar 
alle für sich in Anspruch, richtige Antworten 
auf die drängenden Fragen unserer Zeit zu 
geben, sie entwerten jedoch den Einsatz revolu- 
tionärer Gewalt selbst. 

Der Beschuß der US-Botschaft durch ein 
Kommando der RAF war die endgültige Bank- 
rotterklärung einer gesamten Fraktion der 
bewaffneten Linken in der BRD. 

Durch den ziellosen Beschuß wurden nicht 
nur völlig unbeteiligte Menschen in Gefahr 
gebracht sondern, um das Maß noch voll zu 
machen ‚handelte es sich um Menschen aus der 
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Anti-Kriegsbewegung, die als potentielle Bünd- 
nispartner angesehen werden. Besser kann eine 
bewaffnete Gruppe das von ihr gezeichnete “ 
terroristische Schreckgespenst “ gar nicht 
medienwirksam in Szene setzen. Der Hinweis 
in der Kommandoerklärung, die Gefährdung 
Unbeteiligter durch die Mischung der tödlichen 
Geschosse mit Leuchtspurmunition ausge- 
schlossen zu haben, ist ein nicht zu überbieten- 
der Zynismus. 

Mit dem Anschlag auf das mittlerweile 
politisch völlig unbedeutende Denkmal des 
deutschen Militarismus von 1871, die Sieges- 
säule in Berlin, bewiesen Revolutionäre Zellen, 
daß sie sich mittlerweile völlig außerhalb von 
Zeit und Raum befinden. 

Der Versuch, die Goldelse vom Sockel zu 
holen, war angesichts des Kriegsbeginns am 
Golf völlig unangemessen und lächerlich. 
Abgesehen davon, daß die Aktion zeitlich 
deplaziert war, haben die Genossen gezeigt, daß 
sie keine Antworten auf die von ihnen aufge- 
griffenen Fragen, nämlich nach dem Verhältnis 
von Nationalismus, Rassismus und Sexismus 
und der eigenen politischen 

Praxis. In der Erklärung fehlt jegliche poli- 
tische Orientierung - das bringt den Etiketten- 
schwindel der Genossen auf den Punkt. Sie täu- 
schen Klarheiten vor, wo keine erkennbar sind 
- beispielsweise nachdem Verhältnis von Mili- 
tanz und antipatriarchalem Widerstand von 
Männem. 

Für den Brandanschlag auf die Ausstellung 
zur deutschen Geschichte im Reichstag, Anfang 
Juni, gilt die alte militante Weisheit, wonach 
eine Aktion gegen das falsche Objekt eine 
falsche Aktion ist, auch wenn in der Erklärung 
das Gegenteil behauptet wird. 

In dem unter unserem Markenzeichen 
herausgegebenen schriftlichen “Votum für 
Bonn” steht zu lesen, daß eine Voraussetzung 
für den Kampf sei, “das politische Terrain zu 
erhalten und in aktuellen Auseinandersetzungen 
konkrete Ziele zu benennen und durchzuset- 
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zen. 

Das wird zwar flott dahergesagt, drückt 
sich aber weder in der Aktion, noch im Inhalt 
der Erklärung aus.Konkrete politische Ziel oder 
Knistallisationspunkte , an denen sich der 
Kampf gegen die Umstrukturierung der Stadt 
entwickeln könnte, werden nicht genannt. Was 
von der Aktion bleibt ist der Bezug auf den 
herrschenden Diskurs, die “Hauptstadtfrage”. 
Vor dem Hintergrund des Reichstagsbrandes 
1933 verkommt die Aktion zur Farce. 

Dieser Ort ist, wegen seiner widersprüchli- 
chen historischen Bedeutung, als Angriffsziel 
militanter Politik völlig ungeeignet. 

Der Reichstag ist sowohl Symbol des deut- 
schen Nationalismus, als auch der historischen 
Niederlage der Linken in Deutschland. 

Entgegen der Behauptung in der Erklärung 
von “der Einzeltat des Marinus van der Lubbe “ 
sind die genauen Umstände der Brandstiftung 
bis heute nicht geklärt.Es deutet zumindest eini- 
ges darauf hin, daß die SA an der Brandstiftung 
beteiligt war. 

Es ist “blödsinnig” eine Aktion gegen ein 
Objekt zu machen, dessen Symbolik nicht ein- 
deutig ist und sich nicht vermittlet. 

Der Tod des Berliner Baustadtrats Klein 
- durch die Explosion einer Briefbombe ermög- 
lichte und provozierte Spekulationen über 
Motive und Zielsetzung der Urheber. 

In der Erklärung einer anonymen Gruppe 
vom 15. Juni wird behauptet, daß der Tod 
Kleins nicht beabsichtigt, Folge einer “ Unge- 
nauigkeit” gewesen sei und die Gefährdung 
Unbeteiligter auf den Postweg zu “hundert Pro- 
zent ausgeschlossen” wurde. Letzteres können 
wir uns zwar kaum vorstellen, das schließt aber 
nicht aus, daß nicht der Baustadtrat, sondern 
etwa eine Sekretärin den Brief hätte öffnen kön- 
nen. Für Bestrafungsaktionen, gelten, wie für 
andere Aktionen, zu allererst politische Kriteri- 
en, dabei muß es absolut ausgeschlossen sein, 
das die angegriffene Person getötet wird und 
Unbeteiligte gefährdet werden, auch wenn sich 
das eigene Risiko dadurch erhöht. 

Für das Regime sind Menschen Schachfi- 
guren,; unser Kampf spielt nicht mit dem Leben 
von Menschen !. 

Die Kaltschnäuzigkeit, mit der die fatalen 
Folgen der Aktion kurzerhand vom Tisch 
gewischt werden entspricht der Unfähigkeit, 
weder die beabsichtigte politische Wirkung der 
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Aktion, noch politische Konzepte und Hand- 
lungsmöglichkeiten im Bezug auf den noch zu 
entwickelnden Widerstand gegen die Umstruk- 
turierung Berlins benennen zu können. 

Diese Unfähigkeit charakterisiert sich in 


einer verhängnisvollen Tendenz zum Militaris- ° 


mus.so ist es auch nicht verwunderlich, daß in 
der Erklärung “ Krieg” als zentrale Begnifflich- 
keit unterstrichen ist. Diese verhängnisvolle 
Tendenz zum Militarismus hat immer wieder 
Aktionen mit fatalen politische Folgen für die 
Linke hervorgebracht : Die Karry- Aktion, Die 
Schüsse an der Startbahn, der Mord an dem US- 
Soldaten Pymental. 

Die Liste ließe sich noch verlängern. Diese 
Tendenz ist Ausdruck einer Haltung eines Tei- 
les der militanten Linken, die sich weigert, aus 
der Geschichte zu lernen, deren Handeln sich 
allein aus dem subjektiven Verhältnis zu Staat 
und Kapital begründet, aus ihrem “drauf- sein”, 
deren Praxis nicht an den politischen Zielen der 
Verankerung und Verbreiterung revolutionärer 
Politik in die sozialen Prozesse der Gesellschaft 
hinein orientiert ist. 

Wir lehnen den politischen Mord als Mit- 
tel revolutionärer Politik ab, weil der Stand der 
sozialen Kämpfe in diesem Land weit davon 
entfernt ist, daß die Liquidierung des politische 
Gegners zu einer Macht- und Überlebensfrage 
geworden wäre. Wir kämpfen um das Bewußt- 
sein der Menschen und unser eigenes - nicht um 
die Macht. 

Der politische Mord legitimiert sich auch 
nicht aus der Funktion des Gegners, wie die 
RAF uns das seit Jahren predigt. Die politische 
Wirkung muß verpuffen, weil ihr einzige Wir- 
kung darin besteht, daß ein bis dahin anonymer 
Schreibtischtäter als Toter bekannt wird. Ihr 
Tod verschafft niemandem eine Atempause, hat 
nichts befreiendes und mobilisierendes. Im 
Gegenteil - die inflationäre Anwendung dieses 
Mittels zerstört den revolutionären Befreiungs- 
anspruch von Innen - dieses letzte Mittel im 
revolutionären Kampf verkommt zum Spekta- 
kel. 

Eine militante Linke, die die absolut ver- 
pflichtenden Grundsätze von Politik und Moral 
leichtfertig ausgibt, und die ihre Skrupel verliert 
- dieses wesentliche Merkmal was revolutionä- 
re Frauen und Männer vom Gegner unterschei- 
det - verliert den Kredit und den Anspruch 
einen revolutionären Kampf für eine herr- 
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schaftsfreie Gesellschaft zu führen. 
Spätestens an dieser Stelle werden sich 
viele fragen, was der Subjektivismus, der Mili- 
tarısmus und der Verlust revolutionärer Moral, 
wie sie in der Aktion gegen den Berliner Bau- 
stadtrat zum Ausdruck kommt, mit den von uns 
kritisierten Aktionen Revolutionärer Zellen zu 
tun hat. die Gemeinsamkeit besteht in dem ver- 
antwortungslosen Aktionismus, der die militan- 
te Aktion selbst zum Fetisch macht. 
Diese Praxis setzt auf die spektakuläre 
Geste, verwechselt politische Vermittlung mit 


bürgerlicher Öffentlichkeit. Sie Transportiert - 


keine Hoffnung auf Befreiung, sondern trans- 
portiert Erklärungen durch den Einsatz von 
Feuer, Sprengstoff oder Waffen in eine diffuse 
Öffentlichkeit. Sie hat die grundlegenden Krite- 
rien revolutionären Handelns aufgegeben, oder 
erinnert sich nicht mehr an sie, weil sie die Ori- 
entierung längst verloren hat. 

Sie wird zur tragischen Figur, weil sie 


Opfer ihres eigenen Mythos geworden ist. 

Militante Aktionen haben zum Ziel die 
gesellschaftliche Widersprüche zu verschärfen, 
soziale Kämpfe voranzubringen und erkämpfte 
Freiräume abzusichern oder zu erweitern. 

Sie sollen die Gewalt des Systems sichtbar 
machen, dem Unrecht einen Namen geben, Pro- 
jekte der Herrschenden sabotieren und das 
System der sozialen und repressiven Kontrolle 
zerstören. Sie sollen die Herrschenden politisch 
treffen, sie verunsichern oder der Lächerlichkeit 
preisgeben. 

Militante Aktionen - so begreifen wir auch 
unsere Praxis gegen die rassistische und sexisti- 
sche Ausländerpolitik - sind e in unverzichtba- 
res Mittel politischer Intervention, 

Wir reden nicht Selbstentwaffnung der 
Linken das Wort - die militante und bewaffnete 
Widerstandserfahrung ist im Gegenteil ein 
gewichtiges Faustpfand für zukünftige Kämpfe. 

RZ 


LeserInnenbriefe 


Bei etwa 2000 LeserInnen hoffen wir immer wieder auf einige intellegente Leser- 
briefe. Stattdessen erreicht uns meist die Nachricht, daß das letzte Heft gut oder 
schlecht war, oder, daß wir total spinnen oder ein Leserbrief folgenden Typus: 


Ihr schreibt zwar gute Artikel, leider merkt man nicht, daß sie aus der 
Umweltbibliothek kommen. In den “Umweltblättern” spielten Umwelt- 
schutzartikel eine wesentlich größere Rolle. Daß es an Themen und Artikelzu- 
lieferern mangelt, glauben wir nicht, zumal die “Umwelt” eingestellt wurde. 


Sylvia + Thomas 


Wäre schön, wenn wir von unseren LeserInnen demnächst mehr verwöhnt 


werden. 


Termine 


* 1. - 3. August in Zwickau (Sachsen), 
Tagung der Bürgerinitiativen gegen Uranabbau 
in Europa, Thema: Altlasten des Uranbergbaus 
und ihre Sanierung; Situationsberichte der BT's: 
Einführende Referate; Exkursionen zu Standor- 
ten des Uranbergbaus; Öffentliche Podiumsdis- 
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kussıon. Veranstalter: Bürgerinitiative Oberro- 
thenbach und Umweltzentrum Zwickau; 
Tagungslokal: Zwickauer Club, Schumannstr. 
1-3, O-9540 Zwickau (Sachsen) (ca. 1,5 km 
vom Bahnhof Richtg. Stadtmitte, Ecke Dr. Frie- 
drichs-Ring). Tagungsbeitrag für die ganze 
Tagung: DM 100,— 
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* 8. - 18. August, Rüstzeit der Offenen 
Arbeit Thüringen in Braunsdorf 


* 14. - 17. August, 10. END-Convention in 
Moskau, Themen: “Unsere Zukunft: Demokra- 
tie in Europa”, “Atomteststopp”, Rüstungspro- 
duktion beenden und Waffenexport verhin- 
dem”, “Die Rolle der Bürgerbewegung zur 
Überwindung sozialer Probleme - das Beispiel 
Hilfsaktion für die SU”, “Kriegsdienstverwei- 
gerung”, Kontakt: IFIAS, Stralsunder Weg 50, 
5300 Bonn 1, Fax 0228-665843 


* 17. August, 13.30 Uhr in Wunsiedel, 
Demonstration gegen den jährlichen faschisti- 
schen Aufmarsch in Wunsiedel, Treffpunkt 
Bürgermühlweiher 


* 19. August, 19 Uhr, Vollversammlung 
der Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangs- 
dienste und Militär in W-1 Berlin, Badensche 
Straße 29 


* 24. August - 1. September, Antifa-Akti- 
onswoche in Berlin Spandau, Näheres über 
Paul-Schneider Haus, Schönwalder Str. 24, 100 
Berlin 20 


* 28. August - 10. September auf dem Cun 
de Larzac, Gewaltfrei leben lernen, Begeg- 
nungswochen von deutschen und französischen 
Zivildienstleistenden, Fränkisches Bildungs- 
werk für Friedensarbeit (FBF), Kaulbachstr. 22, 
8500 Nümberg 10, Tel. 0911/362633 


* 28. August, 20 Uhr, KDV-Beratung und 
antimilitaristische Aktionsplanung in der 
Umwelt-Bibliothek Berlin, Schliemannstraße 
22, O-1058 Berlin 


* 9, - 25. August, Süplingen (Sachsen- 
Anhalt), Sommercamp von MJV und JD 
“Süplingen “91”, Kontakt: MJV “Junge Linke”, 
Unter den Linden 36/38, O-1086 Berlin, Tel. 
20340448 (Mo 10.00 - 16.00 Uhr, Do 13.00 - 
18.00 Uhr) 
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* 19. August - 8. September, Öko-Saale 91, 
Im Rahmen der Öko-Saale wird ein Schiff mit 
Ausstellungen, Foren, Diskussionsrunden und 
vielem mehr an Bord die Saale befahren. Ein 
Intercamp wird auf Fahrrädern und Booten das 
Schiff begleiten. Nähere Infos: GRÜNE LIGA 
HALLE 


* 29. August - 2. September, Öko 91 in der 
Mannheimer Mulithalle, Veranstalter: Bund für 
Umwelt und Naturschutz, 31. 9. 91, Forum für 
UmweltberaterInnen. Programme sind bei der 
Kontaktstelle für Umweltberatung, Bundesge- 
schäftsstelle der GRÜNEN LIGA erhältlich. 


* 8. September Friedensfest in Berlin-Frie- 
drichshain am U- und S-Bahnhof Frankfurter 
Allee 


* 20. - 22. September, Berliner Tagung der 
Kinderrechtlichen Aktion (KRA) anläßlich des 
Weltkindertages, Veranstalter: KRA in Koope- 
ration mit Initiative Frieden und Menschen- 
rechte, Netzwerk Spiel/Kultur Berlin-Prenzlau- 
er Berg, Kontakt über: Kinderrechtliche Aktion, 
c/o Martin Schröder, Glassbrennerstr. 8, O- 
1071 Berlin 


* 27. - 29. September, Bundestreffen der 
Totalverweigerer und FWTY, u.a. im Ostberli- 
ner Haus der Demokratie, Friedrichstr. 165, 
(mit Kriegsdienstverweigerungs-BeraterInnen- 
Seminar) 


* 28. und 29. September, Umweltgruppen- 
treffen in Sachsen-Anhalt; Ziel ist, die Zusam- 
menarbeit der Gruppen in den speziellen Sach- 
gebieten zu organisieren. Zur Betreuung der 
Jüngsten ist ein Kinderfest geplant. Nähere 
Informationen erteilt das Öko-Zentrum und 
Institut Magdeburg/Sachsen Anhalt e.V., 
Virchowstr. 24, Magdeburg O-3040 


* ]. Oktober., ab 7 Uhr Rekrutenverab- 


schiedung an fast allen Bahnhöfen (jetzt schon 
Urlaub beantragen!) 
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* 4. Oktober, 19 Uhr Vortrag Hiltrud 
Rüstau, “Ghandis Verhältnis zur Gewalt”, Dis- 
kussion, Ghandi-Informationszentrum, 
Lübecker Str. 44, W-1 Berlin 21 


4. - 12. Oktober, Aktionswoche gegen 
Kolonialismus, Neokolonialismus, Rassismus 
und Flüchtlingspolitik in Freiburg, in Zusam- 
menhang mit der “Kampagne 92” des Bun- 
deskongresses entwicklungspolitischer Akti- 
onsgruppen (BUKO) gegen die Feierlichkeiten 
zum Kolumbusjahr 


4. - 6. Oktober, Kurhotel Strandhof Tos- 
sens (Nordsee, Nähe Bremerhaven), LehrerIn- 
nenseminar “Rüstungsexport und Dritte Welt 
im Unterricht, Teilnehmerbeitrag 60.- Mark, 
Fahrtkosten werden erstattet, Anmeldung bis 
31.7.91 und Informationen bei BUKO-Kampa- 
gne gegen Rüstungsexporte, Buchtstraße 14/15, 
28 Hamburg 1, Tel. 0421/326045 


* 7.-9. Oktober, TU Berlin, Fachkongress 


zur ökologischen Abfallwirtschaft II, Kon- 
greßbüro: Institut für ökologisches Recycling, 
Kurfürstenstr. 14, 1000 Berlin 30, Tel. 
030/72616186 


* 19./20. Oktober SAY-NO-Festival der 
Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste 
und Militär, mit Udo Lindenberg, “Skeptiker”, 
aber auch weniger bekannten und nichtsde- 
stotrotz hervorragenden Jugendmusikensem- 
bles, -combos und -kapellen!, Seelenbinder- 
Halle am S-Bahnhof Leninallee, Berlin 


* 1,- 3, November, landesweiter “ Antifa- 
schistischer Ratschlag” in Dresden, Vorberei- 
tung und Koordination über Antifa-Info-Tele- 
fon Westberlin, Gneisenaustr. 2a, 1 Berlin 61 


* bis zum 31. Dezember, Dienstag - Sonn- 
tag, 10.00 - 18.00 Uhr, “Der Krieg gegen die 
Sowjetunion - Eine Dokumentation”, Doku- 
mentationshalle “Topographie des Terrors” am 
Martin-Gropius-Bau, Stresemannstr. 10, 1000 


Buchempfehlungen 


Müll und Umwelt . 


Zu diesem Thema wurde im Unabhängigen 
Institut für Umweltfragen e. V. (UfU) ein Lehr- 
material für die Schulbildung entwickelt. Es 
soll (vorrangig ostdeutschen) Lehrerinnen und 
Lehrem der Klassenstufe 9/10 eine Hilfe sein, 
die ein komplexes Umweltproblem behandeln 
möchten. Einen geeigneten Rahmen dafür stel- 
len z. B. Projektwochen oder Ökologie-Arbeits- 
gemeinschaften dar. 

Nach einer Einführung, die Müll als Men- 
genproblem veranschaulicht, werden folgende 
Themen diskutiert: Müll als Umweltproblem, 
Müll als Wertstoff, Müllvermeidung und Recy- 
cling/Wiederverwendung. 

Zu jedem dieser Kapitel werden - über die 
Wissensvermittlung im schulischen Sinne hin- 
ausgehend - Hinweise für weiterführende Lem- 
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aufgaben und Aktionen gegeben. Abbildungen, 
die als Vorlage für Overhead-Folien dienen 
können, Literatur- und Adressenhinweise sind 
beigefügt. 

Das Material (ca. 20 Seiten A4 zuzüglich 
Abbildungen) kann gegen eine Briefmarkens- 
pende von 5,- DM (10,- DM für drei Exempla- 
re) bestellt werden. Kontakt: UfU-Netzwerk- 


büro, Klausstr. ll, 0O-4020 Halle 
Tilman Langner 
BAYER MACHT KASSE 


Die Schattenseiten des Chemie-Giganten 
vom Rhein, des aus der Zellteilung der verflos- 
senen IG Farben hervorgegangenen BAYER- 
Konzems, beleuchtet das aktuelle Handbuch 
“BAYER Macht Kasse”, das in diesen Tagen 
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im deutschsprachigen Buchhandel ausge- 
liefert wird. 

Etwa 45 Firmen und Gesellschaften in 
allen Erdteilen stehen heute direkt im Bann des 
BAYER-Kreuzes. Knapp 200.000 Menschen 
arbeiten nach offiziellen Angaben für das welt- 
weit operierende Unternehmen. Der daraus 
resultierenden, hohen sozialen, politischen und 
ökologischen Verantwortung wird das Kon- 
zemn-Managment allerdings kaum gerecht - eine 
Einschätzung, die Verfasserinnen und Verfasser 
des alternativen Geschäftsberichtes “BAYER 
Macht Kasse” in kritischen, detaillierten Beiträ- 
gen aus verschiedensten Bereichen der Unter- 
nehmenspolitik zu untermauem suchen. 

BAYER forciert ohne ausreichende Risiko- 
abschätzung sein Engagement auf dem 
“Zukunftsmarkt”” Gentechnologie und treibt 
intensive Grundlagenforschung für Entwick- 
lung und Einsatz biologischer Waffensysteme. 
Als weltweit zweitgrößter Pestizid-Produzent 
hat BAYER die schwerwiegende Belastung von 
Flüssen, Böden und Meeren, bei uns und ın den 
Ländern der “Dritten Welt’, mitzuverantwor- 
ten. Im Fadenkreuz der Autorinnen stehen 
zudem die Verbreitung gefährlicher und über- 
flüssiger Medikamente, das restriktive Vorge- 
hen gegen interne und exteme KritikerInnen der 
Unternehmenspolitik und die Lohn-, Gewerk- 


schafts- und Sicherheitspolitik der BAYER- 
Verantwortlichen, insbesondere in den Produk- 
tionsstätten der “Dritten Welt”. Schließlich 
dokumentiert der Band die Gegenanträge der 
Kritischen “BA YER-Aktionärlnnen/KBA” zur 
Hauptversammlung 1989/1990. 

“BAYER Macht Kasse” wird herausgege- 
ben von der Coordination gegen BAYER- 
Gefahren e. V., einem internationalen Netzwerk 
der BAYER-KnitikerInnen, deren Projektgrup- 
pe “Kritische BAYER-AktionärInnen” auf dem 
Forum der Aktionärshauptversammlungen 
regelmäßig eine menschen- und umweltverträg- 
liche Unternehmenspolitik einfordert. 

Nach “Macht ohne Kontrolle - Berichte 
über die Geschäfte der Deutschen Bank” (ISBN 


,‚3-926369-40-x) bildet “BAYER Macht Kasse” 


ein weiteres Glied in der Schmetterling-Reihe 
mit kritischen Abhandlungen zur Geschäftspo- 
litik bundesdeutscher Großkonzerne, die dem- 
nächst mit einer aktuellen Schrift zum Sche- 
ring-Konzem fortgesetzt wird. 


BAYER Macht Kasse - Berichte über die 
Geschäfte des BAYER-Konzems, 24,80 DM, 
zahlr. Abbildungen, ISBN 3-926369-41-8, 
Schmetterling-Verlag, Waiblinger Str. 20a, 
7000 Stuttgart 50, Tel. 0711/562022 


Anhang 


Im folgenden veröffentlichen wir eine Liste der von Diestel ins 
Innenministerium übernommenen Stasimitarbeiter unter anderem aus 
dem Bereich ”Terrorismusbekämpfung”, der Hauptabteilung XXII. 


wir erheben natürlich keinen Anspruch 


auf Vollständigkeit 


...Mindestens 3 Mitarbeiter sind im Dienste Diestels sogar im 


Rang gestiegen. 


Abkürzungen: EK. 


Einsatzkraft 


EGF.= Einsatzgruppenführer 


EGL 
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Einsatzgruppenleiter 
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Name 
Ackermann 
Ament 
Bähr 
Barge 
Becker 
Beil 
Bergmann 
Bieber 
Böer 
Brehm 
Büsch 
Claus 
Dalke 
David 
Dittrich 
Drose 
Eberlein 
Ebert 
Fitzner 


Flath 
Friedrich 
Friedrich 
Geißler 
Gelz 
Gramkow 
Grundmann 
Haefke 
Haferland 
Handau 
Heidtmann 
Herbig 
Hoffmann 


Hofmann 
Hubatschek 
Illert 

Dr. Irmscher 
Jahn 

Janik 


telegraph 7/91 


Vorname Geb.Dat. 


Jens 280962. 
Dirk 040758. 
Maik 250866. 
Jens-Uwe060167. 
Thomas 291164. 
Hans-Jörg160859. 
Frank 151270. 
Heiko 140167. 
Holger 081166. 
Karsten 140367. 
Rene‘ 301068. 
Mario 231170. 
Jörg 021264. 
Michael 120764. 
Uwe 310562. 
Jörg 230464. 
Andreas 160862. 
Rene 200665. 
Gerd 010848. 
Andreas 241265. 
Gerd 121068. 
Sven 140568. 
Eike 150863. 
Siegfried131163. 
Maik 290969. 
Sven 030170. 
Mathias 261070. 
Andre ,080270. 
Dirk 220467. 
Dirk 240763. 
Merten 300865. 
Jens 171260 

Helmut 260760. 
Jörg 170267, 
Uwe 111167. 
Jutta 210746. 
Olaf 241157, 
Jan 020667. 


Spezialisierg. eingesetzt als 


EGF. Kommandoleiter 

EGF. Offz.Aufklärung/Dokumentation 
EK. EK. 

EK. EK. 

EK. EK. 

EGF EGL. ? 

EK. EK. 

EK: EK. 

EK. EK. 

EGF. EK. 

EK. EK. 

EK, EK. 

EGF. EGL. 

EK. Ek 

EGF. EK 

ESF. EK. 

EGF. EGL. 

Mitarbeiter TerrorabwehrEK. 
Offz. für Ausbildung/Terrorbekämpfung 
Einsatzgruppenleiter 

EGF. EGL. 

EK. EK. 

EGF EK. 

EGF. EK. 

EGF. EGL. 

Mitarbeiter TerrorabwehrEK. 
EK. EK. 

EK. EK. 


Mitarb. milit. Terrorbekämpfung EK. 
EGF. EK. . 


EGF. EGL. 
EK. EK. 
Einsatzgruppenführer/Terrorbekämpfung 
Kommandoleiter 
EK. ‚EK. 
EK. EK. 
EK. EK. 
VerhandlungsführerPsychologe dto 
EK. EK. 
EK. EK. 
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Name 
Keller 


Kintz 
Knepper 
König 
Köster 


Krämer 
Kroh 

Krüger 
Krüger 


Kümmerling 


Leonhardt 
Lindner 
Lobedann 
Lorenz 
Mehnert 
Meier 
Michel 
Mitzschke 
Möhwald 
Mrowetz 
Neels 
Nitzschke 
Nohka 


Naujock 
Pfeil 
Peters 
Plache 


Polte 
Preschel 
Putschke 


Rademacher 


Rehm 
Reichelt 
Reinhardt 
Richter 
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Steffen 
Jan 
Michael 
Peter 


Gerhard 
Jens 
Ralf 
Ralf 
Frank 
Kay 
Andreas 
Andre‘ 
Sven 
Thomas 
Roman 
Bodo 
Sven 
Mike 
Uwe 
Enrico 
Karsten 
Gerhard 


Jan 
Volkmar 
Torsten 
Otto 


Thomas 
Andreas 
Dieter 


Gerd 
Peter 
Sven 
Olaf 
Rec 


Vorname Geb.Dat. 
Andreas 280760. 


070470. 
021068. 
200171. 
040758. 


050559, 
160865. 
141055. 
030463. 
240659. 
230670. 
180468. 
210471. 
050368. 
100566. 
290170. 
130465. 
180869. 
271062. 
060761. 
2290569. 
250565. 
170852. 


240963. 
240765. 
011266. 
200645. 


011065. 
010261. 
261150. 


250363. 
210337. 
010570. 
230870. 
290368. 


Spezialisierg. eingesetzt als 
Spezialist für Bewaffnung 


Waffenmeister 

EK. EK. 

EK. EK. 

EK. EK. 

offz. für Planung und Organisation 
Offz. für Planung 

EGF EGL. 

EGF EGL. 

EK. EK. rt! 

EK. Meister vom Innendienst !!! 
EGF. EK. 

EK. EK. 

EK. EK. 

EK. EK. 

EK. EK. 

keine Angaben 

EK. EK. 

EK. EK. 

Operativtechn. Mitarbeiter EK. 
EGF. EGL. 

EK. EK. 

Mitarbeiter Terrorabwehr EK. 

EGF. EK. 


offz.Einsatzorg. und Terrorbekänpfg 
Leiter Arbeitsgruppe Ausbildung 
EGF. EK. 

Mitarbeiter Terrorabwehr EK. 

EK. EK. 

offz. für Spezialausbildung 
Ausbildungsoffz./Taktik 

EK. EK. 

Ausbilder EK. 

offz. für Spezialausbildung 
Ausbildungsoffz./Sport 


EK. EK. 
offz für Nachrichten dto 
EK. EK. 
EK. EK. 


Offz.-Schüler EK. 
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Name 
Röder 
Röse 
Schaar 


Scheel 
Schmiedel 
Schmolla 
Schneider 
Schriefer 
Schulz 
Schulze 
Schwanebeck 
Schwerin 
Seidel 
Seyfarth 
Simon 


Sitte 
Sparmann 
Stach 
Stein 
Steininger 


Stock 

Vot 

Wagner 
Weinhold 
Werner 
Wessel 
Westendorf 
Wetzel 


Zabel 

Zabel 

zahr 
zZarschler + 
Zimmer 
Zimmermann 
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Vorname Geb.Dat. 
140366. 
201269, 
180244. 


Kay 
Mario 
Jürgen 


Maik 
Rene’ 


070768. 
190468. 


Jörn-Peter 


Spezialisierg. eingesetzt als 


EK: 
EK. 


EK. 
EK. 


offz. für Spezialausbildung 
Ausbildungoffz./Taktik 


EK. EK. 

EK. EK. 

080465. EK. EK. 
EK. EK. 
Mitarbeiter Terrorbekämpfung EK. 
EK. EK. 

EK. EK. 

EGF. EK. 

EK. EK. 

EK. EK: 

EGF. EGL. 


Mitarbeiter Dokumentation 
Mitarbeiter Arbeitsgr./Dokumentation 


Rene’: 180571. 
Jens "040568. 
Marko 250267. 
Maik 220868. 
Ralf 280263. 
Martin 010270. 
Jens 120567. 
Dirk 110864. 
Jan 210765. 
Ralf 100163. 
Birko 170268. 
Ingolf 060963. 
Lutz 300665. 
Reinhard270150. 
Andre’ 140568. 
Hartmut 140464. 
Jörg 290566. 
Silvio 170666. 
Volker 280965. 
Jörg 121066. 
Torsten 030866. 
Norbert 260344. 
Sven 010261. 
Torsten 261067. 
Thomas 100965. 
Steffen 280468. 
Peter 030570, 
Thorlaf 150864. 


EGF. EGL. 

EK. EK. 

EK. EK. 

EK: EK. 

offz. für Spezialausbildung 
Ausbildungsoffz. 
Mitarbeiter Terrorabwehr EK. 
EK. EK. 

EK. EK. 

EK EK 

EGF. EK. 

EK. EK. 

EGF. - EGL. 

oOffz. Speziell.Bewaffnung 
Offz. Bewaffnung 

EGF Ausbildgoffz.Schießen/Sprengen 
EK. EK. 
EGF. EGL. 

EK. EK,. 

EK. EK. 

EK EK 
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Hinweise zu den Abokarten 

Nur wenn ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) 
gewünscht wird „bitte die Angaben zu Bankleitzahl, Kontonum- 
mer etc. machen und vor dem Abschicken noch mal Überprüfen 
und mit der zweiten Unterschrift bestätigen. 

Fristen 

Das Abo (Außer Geschenk- und Probeabo ) verlängert sich auto- 
matisch, wenn nicht spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten 
Abos die Kündigung erfolgte.Den Aboauftrag könnte ihr bis zu 
zehn Tage nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 
Probeabo:Wer den telegraph noch nicht kennt, kann sich über 
das Probeabo informieren (nur gegen Vorkasse Bar oder Brief- 
marken !) 

Geschenkabo:Wenn euch jemand lieb ist, schenkt ihr/m doch 
einfach ein telegraph-Abo! 

Förderabo: Ä 
Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sie 
eine Zeitschrift wie den telegraph unterstützen wollen, könen 
dasmit einem Förderabo für 70.-DM im Jahr tun Dieses verlän- 
gert sich wie das Normalabo um jeweils ein Jahr, wenn es nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf gekündigt wird. 
Abonnentenwerbung: 

Da wir möchten das möglichst viele Menschen in den Genuß des 
telegraph kommen und wir uns über jede/n neue/n AbonnentlIn 
besonders freuen, bieten wir jeder/m der eine/n neue/n LeserIn 
für den telegraph wirbt, einen " Prachtband "aus dem Programm 
des BasisDruck-Verlages, das Buch Leichtmetall - Comics in 
der DDR. Nur so lange der Vorrat reicht ! 

Ersatzweise bieten wir euch noch den Öko-Kalender 1991 als 
Dankeschön an.(Wenn ihr das Buch schon habt oder nicht auf 
Comics steht etc. pp.). 

Wenn ein/e AbonnentIn geworben wurde,sollte er/sie sich bitte 
schriftlich bei der Redaktion melden. 
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telegraph - Abbonement 


Ich bestelle den telegraph im Abonnement 
ab: für 
__1Jahr (34.- DM) __ 1/2 Jahr (17.50 DM) 


Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 
__ auf Probe (2 Hefte für 5.-DM) 

Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (Bar oder Briefmarken) ! 


Datum/Unterschrift 

Name: 

Str. 

0) Zi: 

Zahlungsweise:__ Rechnung __Scheck 
__ per Abbuchung __Bar 


Konto-Nr. 


Name der Bank/Ort 


Datum /Unterschrift 


Kundennummer (wenn schon vorhanden): 


telegrap ph - das Geschenk 
Ich verschenke den telegraph als Abo für 


1 Jahr (34.-DM) an: 
Name: 


Str/Nr: 
Ort/PLZ: 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


-@®- nterschrift 


Name: 
Str./Nr.: 
Ort/PLZ: 
Zahlungsweise:_ Rechnung __Scheck 
__ per Abbuchung 


Konto-Nr. 


Name der Bank/Ort 


Datum /Unterschrift 


Bankleitzahl 


Bankleitzahl 


Redaktion telegraph 
Schliemannstr. 22 


Berlin - OÖ 


Redaktion telegraph 
Schliemannstr. 22 


Berlin - O 
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